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Einflihrung
1. Warum dieser Leitfaden?

GemaR Artikel 76 der Verordnung 883/2004" sind die Mitgliedstaaten®verpflichtet,
einander zu unterrichten und die einheitliche Anwendung des Gemeinschaftsrechts zu
erleichtern, insbesondere, indem sie den Erfahrungsaustausch und die Verbreitung der
besten Verwaltungspraxis fordern. Dieser Grundsatz wird untermauert durch den
Grundsatz eines effizienten Informationsaustausches zwischen den Tragern und die
Verpflichtung von Burgern und Arbeitgebern, sie genau und zeitnah zu informieren.

Dieser Leitfaden soll auf den verschiedenen praktischen und Verwaltungsebenen, die
mit der Anwendung spezifischer Gemeinschaftsbestimmungen befasst sind, ein
geeignetes Arbeitsinstrument bieten, das Tragern, Arbeitgebern und Birgern hilft zu
bestimmen, das Recht welches Mitgliedstaates jeweils anwendbar ist.

2. Die Regelungen auf einen Blick

Der Leitgedanke lautet, dass Personen, fir die diese Verordnung gilt, den
Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaats unterliegen®. Bei Arbeitnehmern und
Selbststandigen gelten in der Regel die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem
sie ihre Tétigkeit austben. Dieser Grundsatz wird als Lex loci laboris bezeichnet.
Personen, die vorubergehend bestimmte Geldleistungen aufgrund ihrer abhéangigen
oder einer selbststandigen Beschaftigung beziehen, unterliegen ebenfalls den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ihrer beruflichen Tatigkeit. Fir alle anderen
Personen gelten die Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats (Lex domicilii).

In einigen sehr speziellen Fallen konnen jedoch andere Kriterien als der Ort der
tatsdchlichen Tatigkeit gerechtfertigt sein. Zu diesen Fallen gehdren die zeitlich
begrenzte Entsendung von Arbeitnehmern in einen anderen Mitgliedstaat, die
Tatigkeit einer Person in zwei oder mehr Mitgliedstaaten und bestimmte Kategorien
von Arbeitnehmern, wie z. B. Beamte.

Die Bestimmung des ,,Wohnorts* ist insbesondere flir nicht erwerbstétige Personen
und in Féllen der Erwerbstatigkeit in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten wichtig.

Die Regeln zur Bestimmung des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften
anzuwenden sind, werden in Artikel 11-16 der Verordnung 883/2004 aufgefhrt, und
die entsprechenden Durchfuhrungsbestimmungen sind in Artikel 14 bis 21 der
Verordnung 987/2009* festgelegt (im Folgenden ,,die Verordnungen®). Diese Regeln

! Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung
der Systeme der sozialen Sicherheit, ABI. L 166 vom 30.4.2004, S.1, Berichtigung ABI. L 200 vom 7.6.2004, S. 1,
zuletzt geéndert durch die Verordnung (EU) Nr. 465/2012, ABI. L 149 vom 8.6.2012, S. 4 (im Folgenden: Verordnung
883/2004 und Verordnung 465/2012).

% Im folgenden Text bezeichnet der Begriff ,Mitgliedstaaten“ auch die EWR-Mitgliedstaaten und die Schweiz.

® Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung 883/2004.

“ Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur
Festlegung der Modalitaten fur die Durchfihrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 uber die Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit, ABI. L 284, 30.10.2009, S. 1, zuletzt gedndert durch die Verordnung (EU)

Nr. 465/2012, ABI. L 149 vom 8.6.2012, S. 4 (im Folgenden: Verordnung 987/2009)
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werden auch im Beschluss A2°der Verwaltungskommission fiir die Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit (im Folgenden ,,Verwaltungskommission*) ausgelegt.

Dieser Leitfaden hat vier Teile:

= Teil I: Entsendung von Arbeitnehmern

= Teil Il: Ausubung einer Tatigkeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten
= Teil I1I: Bestimmung des Wohnorts

= Teil IV: Ubergangsbestimmungen

® Beschluss Nr. A2 vom 12. Juni 2009 zur Auslegung des Artikels 12 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des
Européaischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der auf entsandte Arbeitnehmer sowie auf Selbststandige, die
vorubergehend eine Tétigkeit in einem anderen als dem zustandigen Mitgliedstaat austiben, anzuwendenden
Rechtsvorschriften, ABI. C 106 vom 24.4.2010, S. 5 (im Folgenden: Beschluss A2 der Verwaltungskommission).
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TEIL I: Entsendung von Arbeitnehmern

1. Welches System der sozialen Sicherheit gilt flr in andere Mitgliedstaaten
entsandte Arbeitnehmer?

Manchmal mochte ein Arbeitgeber in einem Mitgliedstaat (dem ,,Entsendestaat™)
einen Mitarbeiter in einen anderen Mitgliedstaat (den ,,Beschéftigungsstaat™)
entsenden.® Solche Arbeitnehmer bezeichnet man als entsandte Arbeitnehmer.

Nach den Gemeinschaftsregelungen unterliegen Arbeitnehmer, die innerhalb der
Europdischen Union zu- und abwandern, den Sozialversicherungsbestimmungen nur
eines Mitgliedstaats.” Nach den Verordnungen unterliegen Personen, die sich aus
arbeitsbedingten Griinden von einem Mitgliedstaat in einen anderen begeben, im
Allgemeinen dem System der sozialen Sicherheit des neuen Beschaftigungsstaates.

Um die Freizigigkeit der Arbeitnenmer so weit wie moglich zu férdern und
kostspielige verwaltungsmaiige und anderweitige Komplikationen zu vermeiden, die
nicht im Interesse der Arbeitnehmer, Unternehmen und Trager liegen, sind in den
geltenden EU-Rechtsvorschriften einige Ausnahmen von diesem allgemeinen
Grundsatz vorgesehen.

Wichtigste Ausnahme ist die Bestimmung, dass der Arbeitnehmer weiterhin dem
System der sozialen Sicherheit des Staates angehdren muss, in dem das Unternehmen
gewohnlich tatig ist (Entsendestaat), wenn die betreffende Person von diesem
Unternehmen in einen anderen Mitgliedstaat (Beschaftigungsstaat) fur einen Zeitraum
entsandt wird, der von Anfang an begrenzt ist (h6chstens 24 Monate), vorausgesetzt,
dass bestimmte Bedingungen erfullt sind, auf die nachstehend n&her eingegangen
werden soll.

Diese Sachverhalte, die eine Befreiung von der Zahlung von Versicherungsbeitragen
im Beschaftigungsstaat bewirken, —besser bekannt als Entsendung von
Arbeitnehmern —sind in Artikel 12 der Verordnung 883/2004 geregelt.

Die Regelungen, die sowohl fur Arbeitnehmer, als auch fiir Selbststandige gelten,
werden im Folgenden beschrieben.

2. Wie wird die Entsendung von Arbeitnehmern in den spezifischen
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft definiert?

Nach den genannten Bestimmungen der Verordnung unterliegt eine Person, die in
einem Mitgliedstaat fir Rechnung eines Arbeitgebers, der gewdhnlich dort tatig ist,
eine Beschéftigung austbt und die von diesem Arbeitgeber in einen anderen
Mitgliedstaat entsandt wird, um dort eine Arbeit flir diesen Arbeitgeber auszufiihren,
weiterhin  den Rechtsvorschriften des Entsendestaats, wenn die folgenden
Bedingungen erfullt sind:

® Der ,Beschéftigungsstaat” ist der Staat, in dem eine Person eine Beschéftigung (oder selbststandige
Erwerbstatigkeit) im Sinne von Artikel 1 Buchstabe a und Artikel 1 Buchstabe b der Verordnung 883/2004 ausubt.
" Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung 883/2004.
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= Die voraussichtliche Dauer der Entsendung betrégt nicht mehr als 24 Monate
und

= der Arbeitnehmer wird nicht entsandt, um eine andere entsandte Person zu
ersetzen.

Die Entsendevorschriften sind als Erleichterung fir Arbeitgeber, die Arbeitskréfte
voriibergehend zu Tatigkeiten in einem anderen Land einsetzen miussen (und fir
Arbeitnehmer) gedacht. Dementsprechend diirfen sie nicht in Anspruch genommen
werden, um fir Unternehmen oder Auftrdge durch fortlaufende Entsendung
verschiedener Arbeitnehmer auf ein und dieselbe Position und fur dieselben Zwecke
Mitarbeiter bereitzustellen.

Somit sind neben der zeitlich begrenzten Natur der Entsendung und der Tatsache, dass
sie nicht zum Ersatz eines anderen entsandten Arbeitnehmers bestimmt ist,
verschiedene wichtige Punkte zu beachten:

Erstens muss der Arbeitgeber im Entsendestaat gewohnlich tatig sein. Zweitens
bedeutet die Regel, dass der Arbeitnehmer ,,fiir Rechnung eines Arbeitgebers eine
Beschiftigung ausiibt, dass fiir die gesamte Dauer der Entsendung eine
arbeitsrechtliche Bindung zwischen dem entsendenden Arbeitgeber und dem
entsandten Arbeitnehmer besteht.

3. Nach welchen Kriterien wird bestimmt, ob ein Arbeitgeber gewdhnlich im
»Entsendestaat® titig ist?

Unter einem Arbeitgeber ,,der gewohnlich dort tdtig ist®, ist ein Unternchmen zu
verstehen, das im Mitgliedstaat der Niederlassung eine ,nennenswerte
Geschiftstitigkeit ausubt. Beschrénken sich die Tatigkeiten des Unternehmens auf
rein interne Verwaltungstatigkeiten, gilt es nicht als Arbeitgeber, der in diesem
Mitgliedstaat gewohnlich tatig ist. Um festzustellen, ob ein Unternehmen eine
nennenswerte Tatigkeit im Gebiet des Mitgliedstaats verrichtet, in dem es
niedergelassen ist, mussen in einer Gesamtschau sdmtliche Téatigkeiten dieses
Unternehmens gewdrdigt werden. Die Kriterien missen auf die besonderen Merkmale
des jeweiligen Unternehmens und die tatséchlich ausgelibten Téatigkeiten abgestimmt
sein.

Ob eine nennenswerte Geschéftstatigkeit im Entsendestaat besteht oder nicht, ist
anhand einer Reihe objektiver Kriterien nachprifbar. Folgenden Kriterien kommt
dabei ein besonderer Stellenwert zu: Es ist zu beachten, dass diese Liste nicht
vollstandig ist, da die Kriterien auf jeden einzelnen Fall abgestimmt werden
missen und die Art der Tatigkeit zu bertcksichtigen ist, die das Unternehmen
im Staat seiner Niederlassung austbt. Unter Umstanden sind — je nach den
Besonderheiten eines jeden Arbeitgebers und der Eigenart der im Staat seiner
Niederlassung tatsachlich ausgetbten Tatigkeiten — auch andere Kriterien zu
bertcksichtigen:

= der Ort, an dem das entsendende Unternehmen seinen Sitz und seine
Verwaltung hat;
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= die Anzahl von Verwaltungsangestellten des entsendenden Unternehmens im
Entsendestaat und im Beschéftigungsstaat — befindet sich im Entsendestaat
ausschlieBlich Verwaltungspersonal, ist automatisch ausgeschlossen, dass das
Unternehmen unter die Entsendevorschriften fallt;

= der Ort, an dem die entsandten Arbeitnehmer eingestellt werden;

= der Ort, an dem die Mehrheit der Vertrdge mit den Kunden geschlossen wird;

= das Recht, dem die Vertrage unterliegen, die das entsendende Unternehmen
mit seinen Arbeitnehmern bzw. mit seinen Kunden schlief3t;

= die Zahl der im Entsendestaat und im Beschéaftigungsstaat geschlossenen
Vertrage;

= der wéhrend eines hinreichend charakteristischen Zeitraums im Entsendestaat
und im Beschaftigungsstaat vom entsendenden Unternehmen erzielte Umsatz.
(Beispielsweise konnte ein Umsatz in Hohe von 25% des Gesamtumsatzes ein
hinreichender Anhaltspunkt sein; Falle, in denen der Umsatz weniger als 25%
betréagt, sind einer Einzelpriifung zu unterziehen)®.

= die Dauer der Niederlassung eines Unternehmens im Entsendestaat.

Bei der Entscheidung, ob eine nennenswerte Geschéftstatigkeit im Entsendestaat
vorliegt, missen die zustandigen Einrichtungen auch uberprifen, ob der Arbeitgeber,
der eine Entsendung beantragt, auch der tatsachliche Arbeitgeber der zu entsendenden
Arbeitnehmer ist. Besonders wichtig ist dies bei Sachverhalten, in denen ein
Arbeitgeber eine  Kombination von fest angestellten Mitarbeitern und
Zeitarbeitskraften einsetzt.

Beispiel:

Unternehmen A aus dem Mitgliedstaat X hat einen Auftrag fur Malerarbeiten im
Mitgliedstaat Y. Die Arbeiten sollen zwei Monate dauern. Zusétzlich zu sieben fest
angestellten Mitarbeitern braucht Unternehmen A noch drei Zeitarbeitskrafte von
Zeitarbeitsunternehmen B fir die Entsendung in den Mitgliedstaat Y; diese
Zeitarbeitnehmer arbeiten bereits im Unternehmen A. Unternehmen A fordert
Zeitarbeitsunternehmen B auf, diese drei Zeitarbeitskrafte zusammen mit den eigenen
sieben Mitarbeitern in den Mitgliedstaat Y zu entsenden.

Sofern alle anderen Voraussetzungen fir die Entsendung erfillt sind, gilt weiterhin
das Recht von Mitgliedstaat X flr die Zeitarbeitskrafte — genauso wie fur die fest
angestellten  Mitarbeiter.  Arbeitgeber der Zeitarbeitskrafte ist natdrlich
Zeitarbeitsunternehmen B.

4. Wann kann man von einer arbeitsrechtlichen Bindung zwischen dem
entsendenden Unternehmen und dem entsandten Arbeitnehmer
sprechen?

Aus einer Auslegung der Rechtsvorschriften und der européischen Rechtsprechung
sowie aus der taglichen Praxis lassen sich verschiedene Anhaltspunkte dafur ableiten,

& Im Prinzip lasst sich der Umsatz anhand der veréffentlichten Jahresabschliisse des Unternehmens fiir die letzten 12
Monate bewerten. Im Fall neu gegriindeter Unternehmen ist es jedoch angemessener, den Umsatz seit Beginn der
Geschéftstatigkeit (oder eines kirzeren Zeitraums, sofern dieser fur das Unternehmen reprasentativer ist) zugrunde
zu legen.
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ob eine arbeitsrechtliche Bindung zwischen dem entsendenden Unternehmen und
dem entsandten Arbeitnehmer besteht, insbesondere:

die Verantwortung fur die Einstellung;

der Vertrag muss fur die gesamte Dauer der Entsendung zwischen den
gleichen Personen fortbestehen, nach deren Willen der Arbeitsvertrag
geschlossen wurde, der zur Einstellung gefihrt hat;

ausschlieBlich das entsendende Unternehmen ist berechtigt, den Arbeitsvertrag
durch Kindigung aufzulésen;

das entsendende Unternehmen muss auch weiterhin die ,,Art“ der vom
entsandten Arbeitnehmer auszuibenden Téatigkeit bestimmen, wobei darunter
nicht die Befugnis zu verstehen ist, die Art der zu verrichtenden Arbeit und die
damit verbundene Art der Arbeitsausfiihrung bis ins kleinste Detail zu regeln,
sondern vielmehr die Befugnis, allgemein darlber zu entscheiden, welches
Endprodukt gefertigt bzw. welche Dienstleistung grundsatzlich erbracht wird;
das Unternehmen, das den Arbeitsvertrag geschlossen hat, muss fir die
Entlohnung einstehen. Dies gilt unbeschadet etwaiger Vereinbarungen
zwischen dem Arbeitgeber im Entsendestaat und dem Unternehmen im
Beschéftigungsstaat Uber die Form der tatsdchlichen Zahlungen an den
Arbeitnehmer;

die Befugnis zur Verhangung von Disziplinarmalinahmen liegt weiterhin beim
entsendenden Unternehmen.

Einige Beispiele:

a)

b)

Unternehmen A mit Sitz im Mitgliedstaat A entsendet einen Mitarbeiter
vorlbergehend ins Ausland, um Arbeiten bei Unternehmen B mit Sitz im
Staat B zu verrichten. Der Arbeitnehmer ist weiterhin vertraglich
ausschlieBlich an Unternehmen A gebunden, dem gegentber er auch Anspruch
auf Entlohnung hat.

Loésung: Unternehmen A ist der Arbeitgeber des entsandten Arbeitnehmers,
da der Anspruch auf Entlohnung nur gegeniiber Unternehmen A besteht. Dies
gilt auch dann, wenn Unternehmen B das Entgelt teilweise oder ganz an
Unternehmen A rlckerstattet und es als Betriebskosten von der Steuer im
Mitgliedstaat B absetzt.

Unternehmen A mit Sitz im Mitgliedstaat A entsendet einen Mitarbeiter
vorlbergehend ins Ausland, um Arbeiten bei Unternehmen B mit Sitz im
Staat B zu verrichten. Der Arbeitnehmer hat weiterhin einen Vertrag mit
Unternehmen A. Sein Anspruch auf Entlohnung besteht ebenfalls gegentiber
Unternehmen A. Der Arbeitnehmer schlielt jedoch einen zusatzlichen
Arbeitsvertrag mit Unternehmen B und wird auch von Unternehmen B
entlohnt.

Loésung a): Fir die Dauer seiner Beschaftigung im Mitgliedstaat B hat der
Arbeitnenmer zwei Arbeitgeber. Arbeitet er ausschliel3lich im Mitgliedstaat B,
so sind geméal Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung 883/2004 die
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats B auf ihn anwendbar. Das bedeutet, dass
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das vom Unternehmen A gezahlte Entgelt bei der Berechnung der im
Mitgliedstaat B zu zahlenden Sozialversicherungsbeitrage berticksichtigt wird.

Loésung b): Arbeitet der Arbeitnehmer von Zeit zu Zeit auch im
Mitgliedstaat A, ist nach den Bestimmungen in Artikel 13 Absatz 1 der
Verordnung 883/2004 festzustellen, ob er den Rechtsvorschriften von
Mitgliedstaat A oder von Mitgliedstaat B unterliegt.

c) Unternehmen A mit Sitz im Mitgliedstaat A schickt eine Arbeitnehmerin
voriibergehend ins Ausland, um im Unternehmen B zu arbeiten, das sich im
Mitgliedstaat B befindet. Der Arbeitsvertrag mit dem Unternehmen A wird fur
die Zeit ihrer Téatigkeit im Mitgliedstaat B ausgesetzt. Die Arbeitnehmerin
schlielt fir die Dauer ihrer Tatigkeit im Mitgliedstaat B einen Arbeitsvertrag
mit dem Unternehmen B und verlangt ihr Entgelt von diesem Unternehmen.
Losung: Hier liegt keine Entsendung vor, da ein ausgesetztes
Beschéftigungsverhéltnis  keine ausreichende arbeitsrechtliche Bindung
darstellt, um die weitere Anwendung der Rechtsvorschriften des
Entsendestaats zu begrinden. GeméalR Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a der
Verordnung 883/2004 unterliegt die Arbeitnehmerin den Rechtsvorschriften
von Mitgliedstaat B.

Gelten grundsatzlich die Rechtsvorschriften von Mitgliedstaat B, kann in beiden
Fallen (Beispiel 2 und 3) unter Beriicksichtigung der Tatsache, dass die Beschaftigung
im Mitgliedstaat B zeitlich begrenzt ist, eine Ausnahme geméalR Artikel 16 der
Verordnung 883/2004 vereinbart werden, wenn dies im Interesse des Arbeitnehmers
liegt und ein entsprechender Antrag gestellt wurde. Eine solche Vereinbarung
erfordert die Zustimmung beider beteiligter Mitgliedstaaten.

5. Welche Regeln gelten fur Arbeitnehmer, die in einem Mitgliedstaat zum
Zweck der Entsendung in einen anderen eingestellt werden?

Die Regeln fur die Entsendung von Arbeitnehmern kénnen auch fur eine Person
gelten, die im Hinblick auf eine Entsendung in einen anderen Mitgliedstaat eingestellt
wird. Die Verordnungen setzen jedoch voraus, dass der in einen anderen Mitgliedstaat
entsandte Arbeitnehmer unmittelbar vor Beginn seiner Beschaftigung bereits dem
Sozialversicherungssystem des Mitgliedstaats angeschlossen ist, in dem sein
Arbeitgeber niedergelassen ist.” Ein Zeitraum von einem Monat gilt als ausreichend,
um diese Voraussetzung zu erftllen. Ist er kiirzer, muss eine Einzelfallprifung unter
Beriicksichtigung aller relevanten Faktoren stattfinden.'® Die Beschaftigung bei einem
beliebigen Arbeitgeber im Entsendestaat erfullt diese Voraussetzung. Es ist nicht
notwendig, dass der Arbeitnehmer in diesem Zeitraum fir den Arbeitgeber tétig war,
der die Entsendung beantragt. Die Voraussetzung ist auch bei Studierenden oder
Rentnern oder anderen Personen erftillt, die aufgrund ihres Wohnsitzes versichert sind
und dem System der sozialen Sicherheit des Entsendestaats angehdren.

° Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung 987/2009.
1% Beschluss A2 der Verwaltungskommission.
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Alle regulédren Voraussetzungen fur die Entsendung von Arbeitnehmern im
Allgemeinen gelten auch fur diese Personengruppen.

Einige Beispiele sollen klar machen, was der Begriff des Anschlusses an das System
der sozialen Sicherheit ,,unmittelbar vor* Beginn der Tétigkeit im Einzelfall bedeutet:

a) Am 1.Juni entsendet Arbeitgeber A mit Sitz im Mitgliedstaat A u.a. die
Arbeitnehmer X, Y und Z fir einen Zeitraum von zehn Monaten in den
Mitgliedstaat B, um Arbeiten im Auftrag von Arbeitgeber A auszufuhren.

b) Arbeitnehmer X hat seine Tatigkeit fir Arbeitgeber A am 1. Juni angetreten.
Unmittelbar vor Beginn seiner Beschaftigung lebte er im Mitgliedstaat A und
unterlag den Rechtsvorschriften von Mitgliedstaat A, da er dort ein
Hochschulstudium absolvierte.

c) Arbeitnehmerin Y hat ihre Tétigkeit fur Arbeitgeber A ebenfalls am 1. Juni
angetreten. Sie lebte unmittelbar vor Beginn ihrer Téatigkeit im
Mitgliedstaat A; sie war Grenzgéangerin und unterlag als solche den
Rechtsvorschriften von Mitgliedstaat C.

d) Arbeitnehmer Z, der ebenfalls seine Tatigkeit fir Arbeitgeber A am 1. Juni
antrat, arbeitet bereits seit dem 1 Mai im Mitgliedstaat A. Aufgrund seiner
Beschéftigung unterlag er den Rechtsvorschriften von Mitgliedstaat A.
Unmittelbar vor dem 1. Mai unterlag Arbeitnehmer B jedoch aufgrund eines
Beschaftigungsverhaltnisses zehn Jahre lang den Rechtsvorschriften von
Mitgliedstaat B.

Loésung: Eine der Voraussetzungen fir die weitere Anwendung der
Rechtsvorschriften des Entsendestaats ist, dass der Arbeitnehmer unmittelbar vor
seiner Entsendung den Rechtsvorschriften des Entsendestaats zur sozialen Sicherheit
unterlag. Es ist jedoch nicht erforderlich, dass der Arbeitnehmer unmittelbar vor
seiner Entsendung im entsendenden Unternehmen beschaftigt war. Arbeitnehmer X
und Z unterlagen unmittelbar vor dem 1.Juni den Rechtsvorschriften von
Mitgliedstaat A und erflllen somit in dieser Hinsicht die Voraussetzung flr eine
Weitergeltung der Rechtsvorschriften des Entsendestaats. Arbeitnehmerin Y unterlag
jedoch unmittelbar vor dem 1. Juni den Rechtsvorschriften von Mitgliedstaat C. Da
sie unmittelbar vor ihrer Entsendung nicht den Rechtsvorschriften des Entsendestaats
unterlag, gelten flr sie im Prinzip die Rechtsvorschriften von Mitgliedstaat B, in dem
sie tatsachlich arbeitet.

6. Was geschieht, wenn ein Arbeitnehmer entsandt wird, um fir mehrere
Unternehmen zu arbeiten?

Die Tatsache, dass ein entsandter Arbeitnehmer zu verschiedenen Zeiten oder
wahrend ein  und desselben Zeitraums fir mehrere Unternehmen im
Beschaftigungsstaat tatig ist, bedeutet nicht, dass die Entsendebestimmungen nicht
angewandt werden konnen. Der entscheidende Faktor ist in diesem Fall, dass die
Tatigkeit weiterhin auf Rechnung des entsendenden Unternehmens ausgeftihrt wird.
Folglich muss immer geprift werden, ob eine arbeitsrechtliche Bindung zwischen
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dem entsandten Arbeitnehmer und dem entsendenden Unternehmen existiert und
wahrend des gesamten Entsendungszeitraums bestehen bleibt.

Wird ein Arbeitnehmer unmittelbar hintereinander in mehrere Mitgliedstaaten
entsandt, liegt in jedem Fall eine neue Entsendung im Sinne von Artikel 12 Absatz 1
vor. Die Entsendebestimmungen gelten nicht, wenn eine Person gewohnlich
gleichzeitig in verschiedenen Mitgliedstaaten beschéftigt ist. Fir solche Félle gelten
die Bestimmungen in Artikel 13 der Grundverordnung.

7. Gibt es Falle, in denen es absolut unmdglich ist, die Entsendevorschriften
anzuwenden?

Es gibt eine Reihe von Sachverhalten in denen die Gemeinschaft die Anwendung der
Entsendevorschriften von vornherein ausschlief3t.

Das gilt vor allem in folgenden Fallen:

= Das Unternehmen, zu dem der Arbeitnehmer entsandt wird, tUberldsst diesen
einem anderen Unternehmen im Mitgliedstaat seiner Niederlassung.

= Das Unternehmen, zu dem der Arbeitnehmer entsandt wird, Uberlasst diesen
einem anderen Unternehmen in einem anderen Mitgliedstaat.

= Der Arbeitnehmer wird in einem Mitgliedstaat eingestellt, um von einem
Unternehmen, das in einem zweiten Mitgliedstaat anséssig ist, zu einem
Unternehmen in einem dritten Mitgliedstaat entsandt zu werden, ohne dass die
Voraussetzung des Anschlusses an das System der sozialen Sicherheit des
Entsendestaats erfullt ist.

= Der Arbeitnenmer wird in einem Mitgliedstaat von einem Unternehmen
eingestellt, das in einem anderen Mitgliedstaat ansdssig ist, um eine Tatigkeit
im ersten Mitgliedstaat auszufuhren.

= Der Arbeitnehmer wird entsandt, um eine andere entsandte Person zu ersetzen.

= Der Arbeitnehmer hat mit dem Unternehmen, zu dem er entsandt wird, einen
Arbeitsvertrag geschlossen.

Die durch solche Sachverhalte begriindeten Beziehungen sind duRerst komplex und
bieten keinerlei Garantie fiir die Aufrechterhaltung der arbeitsrechtlichen Bindung
zwischen Arbeitnehmer und entsendendem Unternehmen; aulRerdem stehen sie in
deutlichem Gegensatz zum eigentlichen Ziel der Entsendevorschriften — der
Vermeidung von verwaltungstechnischen Komplikationen und von Unterbrechungen
des Versicherungsverlaufs, worin gerade Sinn und Zweck der Entsendevorschriften
besteht. AuRRerdem muss ein Missbrauch der Entsendevorschriften verhindert werden.

In Ausnahmeféllen kann es mdglich sein, eine bereits entsandte Person zu ersetzen,
sofern die zulassige Hochstdauer der Entsendung noch nicht erreicht ist. Dies wére
beispielsweise dann der Fall, wenn ein Arbeitnehmer, der fiir 20 Monate entsandt
wurde, nach 10 Monaten schwer erkrankt und ersetzt werden muss. In diesem Fall
wére es angemessen, die Entsendung einer anderen Person fur die restlichen
10 Monate des vereinbarten Zeitraums zuzulassen.
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Das Verbot der Ersetzung einer entsandten Person durch eine andere entsandte Person
ist nicht nur aus der Sicht des Entsendestaats, sondern auch aus der Sicht des
Aufnahmestaates zu betrachten. Ein entsandter Arbeitnehmer darf im Aufnahmestaat
A nicht unmittelbar ersetzt werden, und zwar weder durch eine/n vom selben
Unternehmen im Mitgliedstaat B entsandten Arbeitnehmer noch durch einen von
einem anderen Unternehmen im Mitgliedstaat B entsandten Arbeitnehmer noch durch
einen Arbeitnehmer, der von einem im Mitgliedstaat C niedergelassenen
Unternehmen entsandt wird.

Aus Sicht des zustdndigen Tragers des Entsendemitgliedstaats mogen die
Voraussetzungen flr eine Entsendung auf den ersten Blick zwar erfullt sein. Wurde
eine Tatigkeit im Aufnahmeunternehmen des Mitgliedstaats A jedoch vorher bereits
von einer entsandten Person aus dem Mitgliedstaat B ausgetbt, so darf diese nicht
unmittelbar durch eine andere Person ersetzt werden, unabhangig davon, aus welchem
Mitgliedstaat diese neu entsandt wird. Dabei spielt es keine Rolle, von welchem
Entsendeunternehmen oder von welchem Mitgliedstaat aus dieser neue Arbeitnehmer
entsandt wird — ein entsandter Arbeitnehmer darf nicht sofort durch einen anderen
entsandten Arbeitnehmer ersetzt werden.

Beispiel (unbefristeter Rahmenvertraq):

X ist ein Leiharbeitsunternehmen, das sich darauf spezialisiert hat, Fleischer an
Fleischzerlegungsbetriebe im Mitgliedstaat A zu vermitteln. Zeitarbeitsunternehmen X
schliet einen Vertrag mit dem Schlachthof Y im Mitgliedstaat B: X schickt
Mitarbeiter, um dort Fleisch zu zerlegen. Die Bezahlung (von Schlachthof Y an
Arbeitgeber X) fiir diese Leistung richtet sich nach der Menge des zerlegten Fleisches
in Tonnen. Die von den verschiedenen entsandten Arbeitnehmern ausgefihrten
Tatigkeiten sind nicht immer dieselben, aber grundsatzlich kénnte jeder entsandte
Arbeitnehmer bei der Fleischzerlegung an jedem Arbeitsplatz des Schlachthofes
eingesetzt werden. Die Entsendedauer pro Beschaftigten betragt blicherweise zehn
Monate. Bei dem Vertrag zwischen Arbeitgeber X und Schlachthof Y handelt es sich
um einen Rahmenvertrag, mit dem entsandte Fleischer flir aufeinanderfolgende
Zeitraume  (beispielsweise jahrlich) angefordert werden konnen; aber der
Rahmenvertrag selbst ist nicht zeitlich befristet. AuRerdem schickt auch der in
Mitgliedstaat C niedergelassene Arbeitgeber Z seine Mitarbeiter an den Schlachthof
Y. Nach einiger Zeit stellt sich bei einer Uberprifung heraus, dass die
Fleischzerlegung im Schlachthof Y jahrelang ausschliel3lich und ohne Unterbrechung
von Arbeitnehmern erledigt wurde, die von den Arbeitgebern X und Z entsandt
worden waren.

Dies ist ein Beispiel fur die unzuldssige Ersetzung entsandter Arbeitnehmer durch
andere entsandte Arbeitnehmer. Das portable Dokument Al sollte von dem Trager,
der es ausgestellt hat, wieder eingezogen und die Arbeitnehmer den
Rechtsvorschriften des Beschaftigungsstaats unterstellt werden, und zwar ab dem Tag,
an dem der zustdndige Trdger im Entsendestaat informiert wurde und vom
zustandigen Trager im Beschéftigungsstaat einen Nachweis ber die Situation im
Beschaftigungsstaat erhalten hat. In Fallen von Betrug kann die Wiedereinziehung
auch ruckwirkend erfolgen.
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Wird ein entsandter Arbeitnehmer umgehend durch einen anderen entsandten
Arbeitnehmer ersetzt, so unterliegt der neu entsandte Arbeitnehmer dann vom Beginn
seiner Tatigkeit an dem Sozialversicherungsrecht des Beschéftigungsstaats, da die
Ausnahme des Artikels 12 der Verordnung 883/2004 in diesem Fall nicht mehr
anwendbar ist.

8. Welche Bestimmungen gelten flr Selbststandige, die voribergehend eine
Tatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat ausiben?

Manchmal mochte eine Person, die gewohnlich in einem Mitgliedstaat (dem
,Entsendestaat®) einer selbststdndigen Erwerbstatigkeit nachgeht, ihre Tatigkeit
zeitlich begrenzt in einem anderen Mitgliedstaat (dem ,Beschéftigungsstaat™)
austiben.

Wie bei entsandten abh&ngig Beschéftigten, wiirde es zu verwaltungsrechtlichen
Problemen und Unklarheiten fuhren, wenn ein Selbststandiger, der zeitlich begrenzt in
einem anderen Mitgliedstaat tatig ist, den Rechtsvorschriften des Beschaftigungsstaats
unterliegen wirde. AuBerdem konnten dadurch seine Leistungsanspriiche
beeintrachtigt werden.

Die Verordnungen sehen deshalb eine Sonderregelung fir Selbststandige vor, die ihre
Tatigkeit vorlibergehend in einem anderen Mitgliedstaat ausiiben. Sie &hnelt der
Regelung fiir entsandte Angestellte, ist aber nicht mit dieser identisch.

Sie besagt, dass eine Person, die gewohnlich in einem Mitgliedstaat eine
selbststandige Erwerbstatigkeit ausiubt und die eine dhnliche Tatigkeit in einem
anderen Mitgliedstaat ausubt, weiterhin den Rechtsvorschriften des ersten
Mitgliedstaats unterliegt, sofern die voraussichtliche Dauer dieser Tatigkeit
24 Monate nicht tiberschreitet.'*

9. Nach welchen Kriterien wird entschieden, ob eine Person gewdhnlich in
einem Mitgliedstaat eine selbststandige Erwerbstatigkeit austbt?

In den Verordnungen ist eine Person, ,,die gewdhnlich in einem Mitgliedstaat eine
selbststdndige Erwerbstétigkeit ausiibt” definiert als eine Person, die iiblicherweise
nennenswerte Téatigkeiten im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats ausubt, in dem sie
ansassig ist. Insbesondere muss die Person

= ihre selbststandige Tatigkeit bereits einige Zeit vor ihrem Umzug in einen
anderen Mitgliedstaat ausgetibt haben und

= in dem Mitgliedstaat, in dem sie anséssig ist, den fir die Austibung ihrer
Tatigkeit erforderlichen Anforderungen genugen und weiterhin (ber die
Betriebsmittel verfugen, um die Tatigkeit bei ihrer Rickkehr fortsetzen zu
konnen.

! Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung 883/2004.
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Um festzustellen, ob eine Person gewohnlich im Entsendestaat eine selbststandige
Erwerbstatigkeit austibt, muss Uberprift werden, ob die oben genannten Kriterien
erflllt sind. Dazu kann beispielsweise tberpriift werden, ob diese Person:

= weiterhin Geschaftsraume im Entsendestaat unterhalt;

= im Entsendestaat Steuern zahlt;

= weiterhin eine Umsatzsteuernummer im Entsendestaat hat;

= Dbei einer Handelskammer oder einem Berufsverband im Entsendestaat
eingetragen ist;

= im Entsendestaat einen Berufsausweis besitzt.

Die Verordnungen schreiben vor, dass Selbststandige, die die Entsendebestimmungen
in Anspruch nehmen mdchten, ,.ihre Tatigkeit bereits einige Zeit™ vor der Entsendung
ausgelibt haben. Ein Zeitraum von zwei Monaten gilt als ausreichend, um diese
Voraussetzung zu erfiillen. Ist er kiirzer, muss eine Einzelfallpriifung stattfinden.*?

10. Was bedeutet eine ,,dhnliche Tétigkeit*?

Um festzustellen, ob eine Person plant, in einem anderen Mitgliedstaat eine
»ahnliche* Tatigkeit auszuliben wie im Entsendestaat, muss die Art der tatsdchlich
ausgelibten Tétigkeit bertcksichtigt werden. Dabei spielt es keine Rolle, wie diese
Tatigkeit im Beschéftigungsstaat eingeordnet wird, d.h. ob sie als abhédngige
Beschaftigung oder selbststandige Erwerbstatigkeit gilt.

Fiir die Entscheidung, ob die Tatigkeit ,,dhnlich® ist, muss im Voraus, vor dem
Verlassen des Entsendestaates, festgelegt werden, welche Téatigkeit der Selbststdndige
ausuben wird. Er sollte dies, z.B. durch Vorlage entsprechender Vertrage,
nachweisen konnen.

Im Allgemeinen gilt eine selbststdndige Erwerbstatigkeit in derselben Branche als
ahnliche Tétigkeit. Es muss jedoch berlcksichtigt werden, dass die Téatigkeiten auch
innerhalb einer Branche sehr vielféltig sein kénnen und diese allgemeine Regel unter
Umsténden nicht immer angewandt werden kann.

Beispiele:

a) Eine Person, die gewohnlich als selbststdndiger Zimmermann im Staat X
arbeitet, zieht in den Staat Y, um dort als selbststandiger Metzger tétig zu sein.
Dies wiirde nicht als ,,dhnliche Tétigkeit™ gelten, da die Tatigkeit im Staat Y
keine Ahnlichkeit mit der Tatigkeit im Staat X aufweist.

B betreibt ein Bauunternehmen im Staat X und tbernimmt Auftrage fiir die
Verlegung von Rohren und Leitungen. B hat im Staat Y einen Vertrag Uber die
Verlegung der Leitungen und die Reparatur des Fundaments unterschrieben.

12 Beschluss A2 der Verwaltungskommission.

Dezember 2013 16/59

Social



n Praktischer Leitfaden zum anwendbaren Recht in der Européischen Union (EU), im Européischen Wirtschaftsraum (EWR) und in der
Schweiz

b) B kann die Anwendung der Bestimmungen in Artikel 12 Absatz 2
beanspruchen, da er beabsichtigt, sich zur Aufnahme einer ahnlichen Tatigkeit,
d. h. einer Tatigkeit in derselben Branche (Baugewerbe) in den StaatY zu
begeben.

c) C geht im Staat X einer selbststindigen Tétigkeit nach, die in der
Bereitstellung von Beforderungsleistungen besteht. C  begibt sich
voriibergehend in den Staat Y, um einen Auftrag zur Verlegung der Leitungen
und Reparatur des Fundaments auszufuhren. Da sich die im Staat Y ausgetbte
Tatigkeit von der im Staat X ausgelbten Tatigkeit unterscheidet (verschiedene
Branchen: X — Verkehr, Y — Bauwesen), kann C die Anwendung der
Bestimmungen in Artikel 12 Absatz 2 der Grundverordnung nicht
beanspruchen.

d) D ist selbststandiger Rechtsanwalt mit Spezialgebiet Strafrecht im Staat X. Er
erhalt im Staat Y einen Auftrag, ein grolRes Unternehmen in Fragen der
Unternehmensfuhrung zu beraten. Er ist damit zwar auf einem anderen Gebiet
tatig, arbeitet aber immer noch im juristischen Bereich und kann deshalb die
Anwendung der Entsendevorschriften in Anspruch nehmen.

11. Wie sehen die Verfahren flr eine Entsendung aus?

Ein Unternehmen, das einen Arbeitnehmer in einen anderen Mitgliedstaat entsendet,
bzw. — im Fall eines Selbststandigen — die Person selbst muss sich an den zustéandigen
Tréager im Entsendestaat wenden. Dies sollte wenn irgend moglich vor der
Entsendung geschehen.

Der zustdndige Trager im Entsendestaat informiert unverziiglich den Trager im
Beschéaftigungsstaat dariiber, welche Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Der
zustandige Tréger im Entsendestaat hat auch die betreffende Person bzw. — im Fall
von abhdngig Beschaftigten — ihren Arbeitgeber Uber die Voraussetzungen zu
informieren, unter denen sie weiterhin den Rechtsvorschriften des Entsendestaats
unterliegt und ihr mitzuteilen, dass wahrend des Entsendungszeitraums die Erftllung
dieser Voraussetzungen kontrolliert werden kann.

Soll ein Arbeitnehmer oder Selbststandiger in einen anderen Mitgliedstaat entsandt
werden, so erhélt der Arbeitgeber ein Formular Al (friher Formular E 101) vom
zustandigen Trager. Damit wird bescheinigt, dass fir den Arbeitnehmer bis zu einem
bestimmten Datum die Sonderregelung fur entsandte Arbeitnehmer gilt.
Gegebenenfalls sollte auch vermerkt sein, unter welchen Voraussetzungen der
Arbeitnehmer den Sonderregelungen fiir entsandte Arbeitnehmer unterliegt.

12. Vereinbarungen tber Ausnahmen von den Entsendevorschriften

Die Verordnungen sehen vor, dass eine Entsendung einen Zeitraum von 24 Monaten
nicht Uberschreiten darf.

GemaR Artikel 16 der Verordnung 883/2004 konnen jedoch zwei oder mehr
Mitgliedstaaten im gemeinsamen Einvernehmen Ausnahmen von den Bestimmungen

Dezember 2013 17/59

Social



n Praktischer Leitfaden zum anwendbaren Recht in der Européischen Union (EU), im Européischen Wirtschaftsraum (EWR) und in der
Schweiz

uber die geltenden Rechtsvorschriften vorsehen, was auch die bereits erwahnten
besonderen  Bestimmungen zur Entsendung von  Arbeitnehmer  betrifft.
Vereinbarungen gemdaR Artikel 16 erfordern die Zustimmung der Tréger beider
beteiligter Mitgliedstaaten und kodnnen nur im Interesse einer Person oder
Personengruppe  geschlossen  werden.  Solche  Vereinbarungen  zwischen
Mitgliedstaaten kdnnen zwar durchaus zu einer Verwaltungsvereinfachung fuhren,
diese darf jedoch nicht der einzige Grund sein, entsprechende Vereinbarungen zu
schlieen. Ausschlaggebend missen immer die Interessen der betroffenen Person/en
sein.

Ist beispielsweise bekannt, dass die Entsendung voraussichtlich mehr als 24 Monate
dauern wird, mussen der Entsendestaat und der Beschaftigungsstaat eine
Vereinbarung nach Artikel 16 schlielen, wenn der Arbeitnehmer weiterhin den
Rechtsvorschriften des Entsendestaats unterliegen soll. Vereinbarungen gemaR
Artikel 16 konnen auch eingesetzt werden, um eine Entsendung ruckwirkend zu
genehmigen, wenn dies im Interesse des betreffenden Arbeitnehmers liegt, z. B. wenn
die Rechtsvorschriften des falschen Mitgliedstaats angewandt wurden. Eine
rickwirkende Genehmigung sollte jedoch nur in seltenen Ausnahmefallen erteilt
werden.

Wenn absehbar ist (oder nach Beginn des Entsendungszeitraums klar wird), dass die
Tatigkeit langer als 24 Monate dauern wird, hat der Arbeitgeber oder die betreffende
Person unverziglich einen Antrag bei der zustdndigen Behdrde des Mitgliedstaats zu
stellen, dessen Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer unterliegen mdchte. Dieser
Antrag sollte wenn irgend mdoglich im Voraus gestellt werden. Wird kein Antrag auf
Verlangerung des Entsendezeitraums auf mehr als 24 Monate gestellt oder schliel3en
die betreffenden Staaten keine Vereinbarung gemaR Artikel 16 der Verordnung zur
Verlédngerung der Anwendung der Rechtsvorschriften des Entsendestaats, kommen
unmittelbar nach Ablauf des Entsendezeitraums die Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats zur Anwendung, in dem der Arbeitnehmer tatsachlich tatig ist.

13. Wann kann nach Ablauf der Entsendung eine neue Entsendung beantragt
werden?

Ist die Entsendung abgelaufen, kann eine weitere Entsendung fur dieselben
Arbeitnehmer, dieselben Unternehmen und denselben Mitgliedstaat erst nach Ablauf
von mindestens zwei Monaten nach Ende des vorangehenden Entsendezeitraums
zugelassen werden. Unter besonderen Gegebenheiten kann allerdings von diesem
Grundsatz abgewichen werden.*®

Kann der entsandte Arbeitnehmer seine Tatigkeit aufgrund unvorhergesehener
Umsténde nicht abschlielen, so kann er oder der Arbeitgeber eine Verlangerung des
urspriinglich vorgesehenen Entsendezeitraums bis zum Abschluss der Tatigkeit (bis
zu insgesamt 24 Monaten) ohne Bertcksichtigung der notwendigen Unterbrechung
von mindestens zwei Monaten beantragen. Ein solcher Antrag muss vor Ende des

'* Siehe auch Beschluss A2 der Verwaltungskommission.
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vorherigen Entsendezeitraums eingereicht und mit den notwendigen Nachweisen
belegt werden.

Beispiele:

a) Arbeitnehmer A wird aus dem Mitgliedstaat A fur 12 Monate in den
Mitgliedstaat B entsandt. In diesem Zeitraum fallt A wegen einer schweren
Erkrankung drei Monate aus und kann die geplante Arbeit in Mitgliedstaat B
nicht weiterfihren oder abschlieBen. Da er die Arbeit wegen
unvorhergesehener Umstande nicht abschlieBen konnte, kann er oder sein
Arbeitgeber eine Verlangerung des urspringlichen Entsendezeitraums um drei
Monate unmittelbar nach Ablauf der urspriinglich vorgesehenen 12 Monate
beantragen.

b) Arbeitnehmer B wird aus dem Mitgliedstaat A fir 24 Monate in den
Mitgliedstaat B entsandt, um Bauarbeiten auszufuhren. In diesem Zeitraum
stellt sich heraus, dass aufgrund von Schwierigkeiten mit dem Projekt die
Arbeit nicht bis zum Ablauf der 24 Monate abgeschlossen werden kann. Auch
wenn Arbeitnehmer B wegen unvorhergesehener Umsténde nicht in der Lage
ist, die Arbeit fertigzustellen, kann der Entsendestaat keine Verlangerung des
Entsendezeitraum unmittelbar nach Ablauf der 24 Monate genehmigen. Die
einzige Maglichkeit, dies zu erreichen, ist eine Vereinbarung gemal Artikel 16
zwischen den zustdndigen Einrichtungen (siehe Punkt 12). Wird keine
derartige Vereinbarung geschlossen, endet die Entsendung nach 24 Monaten.

14. Wie werden Entsendungen behandelt, die noch gemafl der Verordnung
1408/71** genehmigt wurden und begonnen haben? Werden diese
Zeitrdume auf die 24 Monate angerechnet, die gemafl der Verordnung
883/2004 zuléssig sind?

Die Verordnung 883/2004 enth&lt keine ausdriicklichen Bestimmungen Uber eine
Zusammenrechnung von Entsendezeitrdumen nach der alten und der neuen
Verordnung. Klare Absicht des Gesetzgebers war es jedoch, die maogliche
Hochstdauer der Entsendung auf 24 Monate zu beschranken.

Deshalb kann nach den neuen Verordnungen nach Ende eines Entsendezeitraums von
insgesamt 24 Monaten fir dieselben Arbeitnehmer, dasselbe Unternehmen und
denselben Mitgliedstaat (aulRer im Zusammenhang mit einer Vereinbarung gemaR
Artikel 16) kein neuer Entsendezeitraum genehmigt werden.*

Die folgenden Beispiele machen deutlich, wie Entsendezeitrdume, fir die beide
Verordnungen gelten, gehandhabt werden sollten.

“Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit
auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, ABI. L 149 vom 5.7.1971,
S. 2 (im Folgenden: Verordnung 1408/71)

* Siehe auch Beschluss Nr. A3 der Verwaltungskommission vom 17. Dezember 2009
Uber die Zusammenrechnung ununterbrochener Entsendezeiten, die gemdaB den
Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71 des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 883/2004
des Europdischen Parlaments und des Rates zurGckgelegt wurden, ABI. C 149 vom
8.6.2010, S. 3.
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a) Ausstellung des Entsendungsformulars E 101 fir den Zeitraum vom 1.5.2009
bis zum 30.4.2010 — weitere Entsendung nach der Verordnung 883/2004 bis
zum 30.4.2011 moglich.

b) Ausstellung des Formulars E 101 fir den Zeitraum vom 1.3.2010 bis zum
28.2.2011 — weitere Entsendung nach der Verordnung 883/2004 bis zum
28.2.2012 moglich.

c) Ausstellung des Entsendungsformulars E 101 fiir den Zeitraum vom 1.5.2008
bis zum 30.4.2009 und des Formulars E 102 firr den Zeitraum vom 1.5.2009
bis zum 30.4.2010 — keine weitere Entsendung gemdll der
Verordnung 883/2004 mdoglich, da der maximale Entsendezeitraum von
24 Monaten bereits abgelaufen ist.

d) Ausstellung des Entsendungsformulars E 101 fir den Zeitraum vom 1.3.2009
bis zum 28.2.2010 und des Formulars E 102 fir den Zeitraum vom 1.3.2010
bis zum 28.2.2011 — keine weitere Entsendung gemdll der
Verordnung 883/2004 mdoglich, da der maximale Entsendezeitraum von
24 Monaten bereits abgelaufen ist.

e) Antrag auf Entsendung vom 1.4.2010 bis zum 31.3.2012. Fir diesen Zeitraum
konnen die Bestimmungen der Verordnung 1408/71 nicht angewandt werden,
da er langer als 12 Monate ist. Deshalb ist eine Vereinbarung gemaR
Artikel 16 erforderlich.

15. Aussetzung oder Unterbrechung des Entsendezeitraums

Die Aussetzung der Tatigkeit wahrend des Entsendezeitraums — gleich aus welchen
Grinden (Urlaub, Krankheit, Lehrgédnge beim entsendenden Unternehmen usw.) —
stellt keine Unterbrechung der Entsendung dar, die eine Verlangerung der Entsendung
um einen entsprechenden Zeitraum rechtfertigen wiirde. Der Entsendezeitraum endet
genau zum geplanten Termin, unabhangig von der Zahl und der Dauer der Ereignisse,
die zu einer Aussetzung der Tatigkeit gefiihrt haben.

Unter besonderen Gegebenheiten kann allerdings gemaR Beschluss A2 von diesem
Grundsatz abgewichen werden, wenn der Entsendezeitrum insgesamt nicht langer als
24 Monate ist (siehe Punkt 13).

Im Fall einer Erkrankung, die einen Monat dauert, kann eine Entsendung, die
urspriinglich fur eine Dauer von 24 Monaten geplant war, nicht auf 25 Monate ab
Beginn der Entsendung verléngert werden.

Im Falle einer langeren Aussetzung der Arbeiten steht es den Betroffenen frei,
entweder die geplante Entsendedauer beizubehalten oder die Entsendung zu beenden,
um — unter Beriicksichtigung der notwendigen Unterbrechung von mindestens zwei
Monaten — eine erneute Entsendung derselben Person, wie unter Punkt 13
beschrieben, oder einer anderen Person zu veranlassen, falls die einschldgigen
Voraussetzungen vorliegen.
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16. Meldung von Veranderungen wahrend des Entsendezeitraums

Der entsandte Arbeitnehmer und sein Arbeitgeber missen die Behdrden im
Entsendestaat Uber alle Verdnderungen informieren, die wéhrend des
Entsendezeitraums eintreten, insbesondere:

= wenn die beantragte Entsendung letztendlich nicht stattgefunden hat oder
friher als geplant beendet wurde;

= wenn die Tatigkeit unterbrochen wurde und es sich nicht um Kkurze
Unterbrechungen durch Krankheit, Urlaub, Lehrgédnge usw. handelt (siehe
Punkt 13 und 15);

= wenn der entsandte Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber einem anderen
Unternehmen im Entsendestaat tberlassen wurde, insbesondere im Fall eines
Zusammenschlusses oder Ubergangs von Unternehmen.

Der zustandige Trager im Entsendestaat sollte gegebenenfalls und auf Anfrage die
Behorden im Beschéftigungsstaat informieren, wenn einer der genannten Falle eintritt.

17. Auskunftspflicht und  Uberprifung der RechtméaRigkeit wvon
Entsendungen

Um die ordnungsgemélRe Anwendung der Vorschriften Uber die Entsendung zu
gewdhrleisten, sind die zustdandigen Trager des Mitgliedstaats, dessen
Rechtsvorschriften fir die Arbeitnehmer auch weiterhin gelten, verpflichtet, den
Arbeitgeber sowie die entsandten Arbeitnehmer (z. B. durch Informationsbroschiren
und Internetseiten) Uber die Bedingungen ihrer Entsendung zu unterrichten und sie
dabei auch darauf hinzuweisen, dass moglicherweise Kontrollen vorgenommen
werden, bei denen Uberprift wird, ob die Voraussetzungen, aufgrund derer die
Entsendung bewilligt wurde, noch immer gegeben sind.

Die zustandigen Trdger des Entsendestaates und des Beschaftigungsstaates
gewadhrleisten zwar den Unternehmen und Erwerbstétigen in jeglicher Hinsicht, dass
Behinderungen der Freiziigigkeit und des freien Dienstleistungsverkehrs vermieden
werden, ergreifen jedoch auch einzeln oder gemeinsam jede mogliche Initiative, um
zu Uberprifen, ob die fur die Entsendung maRgeblichen Voraussetzungen erfillt sind
und fortbestehen (arbeitsrechtliche Bindung, Ausibung einer nennenswerten
Geschaftstatigkeit im  Entsendestaat, Auslbung einer &dhnlichen Tatigkeit,
Aufrechterhaltung der fur die Ausiibung einer selbststandigen Tatigkeit erforderlichen
Infrastruktur im Niederlassungsstaat usw.).

Die Verfahren, die anzuwenden sind, wenn die zustdndigen Behorden keine Einigkeit
uber die RechtmaRigkeit der Entsendebedingungen oder die im Einzelfall anzuwenden
Rechtsvorschriften erzielen, sind in Beschluss Al der Verwaltungskommission®®
festgelegt.

'® Beschluss Nr. A1 vom 12. Juni 2009 Gber die Einrichtung eines Dialog- und Vermittlungsverfahrens zu
Fragen der Gultigkeit von Dokumenten, der Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften und der
Leistungserbringung geman der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Européischen Parlaments und des
Rates, ABI. C 106 vom 24.4.2010, S. 1.
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Teil 1l: Ausibung einer Tatigkeit in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten®’

1. Welches System der sozialen Sicherheit gilt fir Personen, die gewohnlich
in zwei oder mehr Mitgliedstaaten arbeiten?'®

Fur Personen, die gewohnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Tétigkeit
ausiiben, gelten besondere Bestimmungen. Diese finden sich in Artikel 13 der
Verordnung 883/2004. Wie bei allen Regeln flr die Feststellung der anwendbaren
Rechtsvorschriften soll dadurch gewahrleistet werden, dass in jedem Fall nur die
Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaats tber soziale Sicherheit Anwendung
finden.

Ist eine Person gewdhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten beschaftigt, so ist
zundchst einmal festzustellen, ob sie einen wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit im
Wohnmitgliedstaat austibt™:

a) Lautet die Antwort ja, so gelten nach Artikel 13 Absatz 1 die
Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats®.

Beispiele:

Herr X lebt in Spanien. Der Sitz seines Arbeitgebers befindet sich in Portugal.
Herr X arbeitet zwei Tage pro Woche in Spanien und drei Tage in Portugal. Da
Herr X an zwei von flinf Tagen (40 % seiner Arbeitszeit) in Spanien arbeitet, Ubt
er einen ,wesentlichen Teil“ seiner Tétigkeit in Spanien aus. Es finden die
spanischen Rechtsvorschriften Anwendung.

b) Lautet die Antwort nein, so bestimmt Artikel 13 Absatz 1, dass eine
gewohnlich in mehreren Mitgliedstaaten erwerbstatige Person folgenden
Rechtsvorschriften unterliegt:

(i) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sich der Sitz oder Wohnsitz
des Arbeitgebers befindet, der die Person beschaftigt, wenn sie nur bei einem
Unternehmen oder Arbeitgeber beschéftigt ist.

Beispiele:

Frau Z ist bei einem Unternehmen angestellt, das seinen Sitz in Griechenland hat.
Sie arbeitet einen Tag der Woche zu Hause in Bulgarien und in der Gbrigen Zeit in
Griechenland. Da ein Tag der Woche einem Anteil von 20 % der Erwerbstatigkeit
entspricht, iibt Frau Z keinen ,,wesentlichen Teil* ihrer Tétigkeit in Bulgarien aus.
Daher finden die griechischen Rechtsvorschriften Anwendung.

7 Artikel 13 der Verordnung 883/2004.

'® Besondere Rechtsvorschriften gelten fiir Seeleute und Flug- und Kabinenbesatzungsmitglieder, fir die in Artikel 11
Absétze 4 und 5 der Verordnung 883/2004 eine Fiktion geschaffen wurde.

1 Definition der ,wesentlichen Tatigkeit” siehe Punkt 3.

% In Artikel 1 Buchstabe j der Verordnung 883/2004 wird der Wohnort definiert als der Ort, an dem eine Person ihren
gewohnlichen Aufenthalt hat. Die Kriterien flr die Bestimmung des Wohnorts sind in Artikel 11 der Verordnung
987/2009 enthalten.
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i) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sich der Sitz oder Wohnsitz
der Arbeitgeber befindet, der die Person beschéaftigt, wenn sie bei zwei
Unternehmen angestellt ist, die beide ihren Sitz oder Wohnsitz im selben
Mitgliedstaat haben.

Beispiel:

Herr Y ist Forscher an einer Universitdt in den Niederlanden und hat dort eine
Viertagewoche. Er lebt in Belgien nahe an der Grenze und pendelt an drei Tagen
pro Woche in die Niederlande; am vierten Tag arbeitet er zu Hause in Belgien.
Neben seiner Arbeit an der Universitat arbeitet er auch einen Tag pro Woche in
einer Anwaltskanzlei in den Niederlanden. Herr Y arbeitet fur zwei Arbeitgeber,
die beide ihren Sitz im selben Mitgliedstaat (den Niederlanden) haben. Da Y
keinen wesentlichen Teil seiner Téatigkeit in seinem Wohnstaat ausubt, gelten die
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem seine beiden Arbeitgeber ihren Sitz
haben, also die niederldndischen Rechtsvorschriften.

iii) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sich der Sitz oder
Wohnsitz des Arbeitgebers auflerhalb des Wohnmitgliedstaats befindet, der
die Person beschaftigt, sofern sie bei zwei Unternehmen beschaftigt ist, von
denen eines seinen Sitz im Wohnmitgliedstaat und das andere in einem anderen
Mitgliedstaat hat®.

Beispiel:

Frau X ist Geschaftsfihrerin zweier Unternehmen, von denen eines seinen Sitz in
Polen und das andere in der Tschechischen Republik hat. Sie wohnt in Polen nahe
der deutschen Grenze. Jede Woche arbeitet sie an drei Arbeitstagen in
Deutschland fiir das polnische Unternehmen. Fir das tschechische Unternehmen
ist sie einen Tag in der Slowakei und einen in der Tschechischen Republik tatig.

In ithrem Wohnstaat (Polen) bt Frau X keinen wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit
aus. Sie arbeitet fir 2 Unternehmen, von denen eines seinen Sitz in ihrem
Wohnmitgliedstaat hat und das andere nicht. In diesem Fall sollten die
Rechtsvorschriften dieses anderen Mitgliedstaats (also der Tschechischen
Republik) anwendbar sein.

Diese Bestimmung wurde durch die Verordnung 465/2012 eingefligt, um zu
verhindern, dass die Aufnahme einer geringfligigen, jedoch mehr als marginalen
Tatigkeit flr einen Arbeitgeber, der seinen Sitz oder Wohnsitz im
Wohnmitgliedstaat hat, dazu flhrt, dass die Rechtsvorschriften des
Wohnmitgliedstaats quasi ,,durch die Hintertiir wieder anwendbar werden.

iv) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, wenn die Person bei
mehreren Unternehmen oder Arbeitgebern beschaftigt ist, die ihren Sitz oder

' Durch diese Bestimmung wurde Artikel 13 Absatz 1 nach Inkrafttreten der Verordnung (EU) Nr. 465/2012
wesentlich gedndert. Weitere Informationen zum Umgang mit Fallen, in denen andere Rechtsvorschriften anwendbar
werden, finden Sie unter Punkt 15.
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Wohnsitz in verschiedenen Mitgliedstaaten, aber nicht im Wohnmitgliedstaat
haben.

Beispiel:

Herr Y lebt in Ungarn. Y hat zwei Arbeitgeber, einen in Osterreich und einen in
Slowenien. Er arbeitet einen Tag pro Woche in Slowenien. An den anderen vier
Tagen arbeitet er in Osterreich.

Obwohl Y fur mehrere Arbeitgeber arbeitet, die ihren Sitz in verschiedenen
Mitgliedstaaten, aber nicht in seinem Wohnmitgliedstaat (Ungarn) haben, sind die
ungarischen Rechtsvorschriften anwendbar, da es nicht moéglich ist, einen
Mitgliedstaat zu ermitteln, in dem seine Arbeitgeber ihren ,,Sitz oder Wohnsitz*
auflerhalb des Wohnmitgliedstaats haben.

v) Wenn eine Person ihre Tatigkeit als Arbeitnehmer in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten fur einen Arbeitgeber ausibt, der seinen Sitz aufRerhalb des
Gebiets der Europaischen Union hat, und wenn diese Person ihren Wohnsitz in
einem Mitgliedstaat hat, in dem sie keinen wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit
auslibt, unterliegt sie den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats.

Beispiel:

Frau P wohnt in Belgien. Das Unternehmen ihres Arbeitgebers hat seinen Sitz in
den Vereinigten Staaten. Frau P arbeitet Ublicherweise einen halben Tag pro
Woche in Italien und drei Tage pro Woche in Frankreich. AuRerdem arbeitet sie
einen Tag pro Monat in den Vereinigten Staaten. Flr die beruflichen Téatigkeiten
in Italien und Frankreich gelten gemal? Artikel 14 Absatz 11 der Verordnung
987/2009 die belgischen Rechtsvorschriften.

Die Regelungen fir Personen, die gewohnlich in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten
arbeiten, dahneln dem Wesen nach den Regelungen in Artikel 14 der
Verordnung 1408/71, sind allerdings in einem einzigen Artikel zusammengefasst.
Durch die geédnderten Regelungen entfallen die besonderen Bestimmungen der
Verordnung 1408/71 fir Personen, die im internationalen Schienen-, StralRen- und
Binnenschifffahrtsverkehr tatig sind, sowie die Sonderregelungen fir Beamte. Zudem
wird der Begriff des ,,wesentlichen Teils der Tétigkeit* eingefiihrt, um bestimmen zu
konnen, zu welchem Mitgliedstaat eine Person hinsichtlich der sozialen Absicherung
den engsten Bezug hat.

Diese Regelungen kommen bei einer groRen Zahl von Erwerbstatigen zur Anwendung
einschlieBlich  Selbststandigen (siehe Punkt 9), Fahrern im internationalen
Guterfernverkehr, Zugflhrern, Mitarbeitern internationaler Kurierdienste, IT-
Spezialisten und anderen Fachleuten, die in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten
arbeiten.

Seit dem Inkrafttreten der Verordnung 465/2012 muss in allen Fallen, in denen eine
Person in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten arbeitet, zundchst einmal die
Bedingung der Ausiibung eines ,wesentlichen Teils der Tétigkeit* im
Wohnmitgliedstaat gepruft werden. Davon gibt es eine Ausnahme, die sich aus der
Anwendung der Regelungen in der Praxis ergibt. Wenn sich der Wohnort einer
Person, die flr einen oder mehrere Arbeitgeber oder Unternehmen arbeitet, und der
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Sitz oder Wohnsitz ihres Arbeitgebers oder des Unternehmens in ein und demselben
Mitgliedstaat  befinden, dann kommen stets die Rechtsvorschriften des
Wohnmitgliedstaats zur Anwendung. In diesem Fall braucht nicht ermittelt zu
werden, ob ein wesentlicher Teil der Téatigkeit im Wohnmitgliedstaat ausgelbt wird
oder nicht.

GemaR Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung 883/2004 ist bei Personen, die
Geldleistungen aufgrund ihrer Tatigkeit als Arbeitnehmer oder Selbststandiger®® oder
als Folge hieraus beziehen, davon auszugehen, dass sie die betreffende Tatigkeit
ausuben. Wenn eine Person gleichzeitig kurzzeitige Leistungen aus einem
Mitgliedstaat erh&lt und eine Tatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat austibt, ist
davon auszugehen, dass diese Person zwei Tatigkeiten in zwei verschiedenen
Mitgliedstaaten ausiibt, so dass die Regelungen von Artikel 13 Anwendung finden.
Wird die im Wohnmitgliedstaat gezahlte Leistung aufgrund ,.eines wesentlichen
Teils* der Téatigkeit der betreffenden Person gewahrt, unterliegt diese Person den
Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats.

Die Mitgliedstaaten kamen jedoch (berein, dass Personen, die in ihrem
Wohnmitgliedstaat Leistungen bei Arbeitslosigkeit beziehen und gleichzeitig in
Teilzeit eine berufliche oder gewerbliche Tatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat
ausuben, sowohl hinsichtlich der Beitragszahlung als auch der Gewdhrung von
Leistungen ausschlieRlich den Rechtsvorschriften des ersten Staats unterliegen®, und
empfahlen, dass Vereinbarungen gemdaR Artikel 16 Absatz1 der Verordnung
883/2004, die eine entsprechende Loésung vorsehen, geschlossen werden sollen.

Wenn eine Person gleichzeitig langfristige Leistungen®* aus einem Mitgliedstaat
bezieht und einer Tatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat nachgeht, ist dies nicht als
eine Tatigkeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten zu betrachten, und die anwendbaren
Rechtsvorschriften sind gemé&l den Regelungen in Artikel 11 Absatz 3 der
Verordnung 883/2004 zu bestimmen.

2. Wann kann davon ausgegangen werden, dass eine Person gewohnlich eine
Beschaftigung in zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausubt?

In Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung 987/2009 ist festgelegt, dass unter einer
Person, ,.die gewdhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschéftigung
ausiibt®, eine Person zu verstehen ist, die gleichzeitig oder abwechselnd eine oder
mehrere Tatigkeiten in zwei oder mehr Mitgliedstaaten flr dasselbe Unternehmen
oder denselben Arbeitgeber oder fiir mehrere Unternehmen oder Arbeitgeber austibt.

Diese Bestimmung wurde angenommen, um den verschiedenen bereits durch den
Gerichtshof der Europaischen Union behandelten Rechtssachen Rechnung zu tragen.”
Dahinter steht die Absicht, samtliche denkbaren Falle mehrerer Téatigkeiten mit

* Wie beispielsweise Krankengeld.

» Weitere Einzelheiten siehe Empfehlung Nr. U1 der Verwaltungskommission vom 12.6.2009, ABI. C 106 vom
24.4.2010.

2 |Invaliditats-, Alters- oder Hinterbliebenenrenten, Renten aufgrund von Arbeitsunfallen oder Berufskrankheiten oder
Geldleistungen bei Krankheit, die einen unbegrenzten Behandlungszeitraum abdecken.

% Siehe u. a. Rechtssache 13/73, Willy Hakenberg, Slg. 1973, 935, Rechtssache 8/75, Football Club d' Andlau,

Slg. 1975, 739, Rechtssache C-425/93, Calle Grenzshop, Slg. 1995, 1-269.
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grenziiberschreitendem Charakter abzudecken und Tatigkeiten, die sich gewdhnlich
auf das Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten erstrecken, von solchen zu
unterscheiden, die nur ausnahmsweise oder vorubergehend ausgetbt werden.

Gleichzeitig ausgelibte Tatigkeiten sind solche, bei denen zusatzliche Tétigkeiten in
verschiedenen Mitgliedstaaten gleichzeitig ausgelibt werden, und zwar im Rahmen
eines oder mehrerer Arbeitsvertrdge. Die zweite oder zusatzliche Tatigkeit konnte
wahrend bezahlter Urlaubszeiten oder an Wochenenden ausgeiibt werden, oder bei
Teilzeitarbeitsverhdltnissen konnten zwei verschiedene Tatigkeiten fur zwei
verschiedene Arbeitgeber am selben Tag ausgeiibt werden. So wirde beispielsweise
ein Verkdufer im Einzelhandel in einem Mitgliedstaat auch dann unter diese
Bestimmung fallen, wenn er an Wochenenden in einem anderen Mitgliedstaat als
angestellter Taxifahrer arbeitet. Ein weiteres Beispiel fiir Personen, die ,,gleichzeitig*
in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten arbeiten, sind Fernfahrer, die Waren
transportieren und dabei durch verschiedene Mitgliedstaaten fahren. Im Allgemeinen
lasst sich sagen, dass die Gleichzeitigkeit einen normalen Aspekt der Tatigkeit bildet
und kein Abstand zwischen den Tatigkeiten in den verschiedenen Mitgliedstaaten
liegt.

Abwechselnd ausgelibte Tatigkeiten sind solche, die nicht gleichzeitig im
Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten ausgeiibt werden, sondern bei denen
nacheinander Arbeitsauftrédge in verschiedenen Mitgliedstaaten erledigt werden. Will
man feststellen, ob die Téatigkeiten nacheinander ausgeubt werden, so darf man nicht
nur auf die geplante Dauer der Arbeitseinsatze abstellen, sondern auch auf den
Charakter der betreffenden Arbeit. Es kommt nicht darauf an, wie oft abgewechselt
wird, jedoch ist eine gewisse RegelméaRigkeit erforderlich. So wére beispielsweise bei
einem Handelsvertreter, der Jahr fir Jahr in einen Mitgliedstaat reist, um dort neun
Monate lang Kundenbesuche zu machen, und der fir drei Monate im Jahr in seinen
Wohnmitgliedstaat zurtickkehrt, um dort zu arbeiten, von abwechselnden Tétigkeiten
auszugehen.

Bei der Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften muss der
Wohnmitgliedstaat eine ordnungsgemalie Beurteilung des relevanten Sachverhalts
vornehmen und garantieren, dass die Informationen, auf deren Grundlage die
Bescheinigung A1 ausgestellt wurde, richtig sind.?

Fir diese Bewertung ist zunéchst einmal wichtig festzustellen, ob zum Zeitpunkt der
Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften damit zu rechnen ist, dass im Laufe
der kommenden 12 Kalendermonate Arbeitsperioden in mehreren Mitgliedstaaten mit
einer gewissen RegelmalRigkeit aufeinanderfolgen werden. Dabei kommt es besonders
auf die Beschreibung der Arbeit an, wie sie sich aus dem Arbeitsvertrag/den
Arbeitsvertragen ergibt.

Zweitens sollten die vertraglich vereinbarten Tatigkeiten denen entsprechen, die der
Arbeitnehmer voraussichtlich austiben wird. Bei der Beurteilung des Sachverhalts im

% Siehe entsprechend Rechtssache C-202/97, Fitzwilliam, Slg. 2000, 1-883, Randnr. 51, und Rechtssache C-178/97,
Banks, Slg. 2000, 1-2005, Randnr. 38, sowie Urteil des Gerichtshofes vom 4. Oktober 2012 in der Rechtssache C-
115/11, Format, noch nicht veroffentlicht.
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Hinblick auf die Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften kann der Tréger
gegebenenfalls berlicksichtigen,
= wie die Arbeitsvertrdge zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der
Vergangenheit praktisch durchgefuhrt worden sind;
= wie die Arbeitsvertrdge geschlossen werden (handelt es sich z. B. um einen
,Rahmenvertrag®, in dem nicht genau festgelegt ist, im welchem Mitgliedstaat
der/ Arbeitnehmer tatséchlich arbeiten wird), und
= welche Merkmale und Bedingungen die Tatigkeit des Arbeitgebers
kennzeichnen.

Stellt sich der tatsachliche Sachverhalt anders dar als im Arbeitsvertrag, dann sollte
der zusténdige Trager auf die tatsachliche Situation der betreffenden Person und nicht
auf ihren Arbeitsvertrag abstellen?”. Entdeckt der zustandige Trager nach Ausstellung
der Bescheinigung Al, dass die tatsachliche Arbeitssituation anders ist als im Vertrag
beschrieben, und bestehen Zweifel an der Richtigkeit des Sachverhalts, auf dessen
Grundlage die Bescheinigung ausgestellt wurde, so muss der zustandige Tréger die
Berechtigung der Ausstellung erneut prifen und die Bescheinigung gegebenenfalls
widerrufen.

Beispiel 1

Herr X wohnt in Estland und arbeitet fur ein estnisches Unternehmen, das als
Subunternehmen im Baugewerbe tatig ist. Er arbeitet auf Abruf auf der Grundlage
sogenannter ,,Rahmen“-Vertrage. Der Vertrag ist so ausgestaltet, dass er zur Arbeit
nach Finnland, Estland, Lettland und Litauen geschickt werden kann. Wann und fur
welchen Zeitraum das geschieht, hangt davon ab, wie viel Arbeit es gibt und welche
Anforderungen der Arbeitseinsatz stellt. Herr X arbeitet zundchst zwei Monate lang in
Lettland. Nach diesem Arbeitseinsatz wird der Rahmenvertrag beendet. Nachdem er
zwei Monate auf einen weiteren Arbeitseinsatz gewartet hat, schlie3t er einen neuen
Rahmenvertrag und bt dann zehn Monate lang eine neue Tatigkeit in Litauen aus.

Hier arbeitet Herr X aufgrund der beiden Vertrége jeweils in einem Mitgliedstaat. Die
Vertrage folgen nicht unmittelbar aufeinander, und keiner von beiden lieR die
Vorhersage zu, ob Herr X in einem Zeitraum von 12 Kalendermonaten tatsachlich in
zwei oder mehr Mitgliedstaaten arbeiten wiirde. Obwohl der Rahmenvertrag vorsah,
dass Herr X gleichzeitig oder abwechselnd in verschiedenen Mitgliedstaaten
eingesetzt werden konnte, schlug sich dies nicht in seiner tatsachlichen
Arbeitssituation nieder. Aus der tatsachlichen Arbeitssituation ergibt sich nicht das
Bild einer regelmél3igen Arbeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten, so dass diese
Person fur die Zwecke der Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften nicht
»gewohnlich® eine Tatigkeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten austibt.

Beispiel 2
Herr Z wohnt in Ungarn und bt wahrend des Jahres zwei Téatigkeiten aus. Von

November eines Jahres bis April des darauffolgenden Jahres arbeitet er in Osterreich
fir ein Osterreichisches Unternehmen als Skilehrer. Dann kehrt er nach Ungarn

" Urteil des Gerichtshofes vom 4. Oktober 2012 in der Rechtssache C-115/11, Format, noch nicht versffentlicht.
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zurlick, wo er von Mai bis Oktober von einem landwirtschaftlichen Betrieb fir die
Gemdseernte eingestellt wird. Er hat zwei Arbeitsvertrage, einen mit jedem seiner
Arbeitgeber.

Fir die Feststellung, ob diese Person gewohnlich Téatigkeiten in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten austbt oder ob sie nur jeweils in einem Mitgliedstaat arbeitet, kommt
es darauf an, ob es sich bei den voraussichtlichen Tatigkeiten um in abhangiger
Beschaftigung ausgelibte Téatigkeiten handelt, die nicht nur punktuell auf das Gebiet
mehrerer Mitgliedstaaten verteilt sind. Von einer Tatigkeit in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten ist somit nur auszugehen, wenn es Anzeichen dafiir gibt, dass es in
den n&chsten 12 Kalendermonaten bei dieser Arbeitsverteilung bleiben wird. Bei
Saisonarbeitern ist von Bedeutung, wie vorhersehbar die Téatigkeiten sind, die im
nachsten Beschaftigungsmitgliedstaat ausgelibt werden sollen. Gibt es bereits einen
Arbeitsvertrag mit einem anderen Arbeitgeber in einem anderen Mitgliedstaat? Wenn
nicht, ergibt sich aus der Arbeitssituation in den vergangenen zwolf Monaten eine
repetitive Folge der Arbeitsstellen in den betroffenen Mitgliedstaaten? Gibt es
Unterbrechungen zwischen den Tétigkeiten in einem anderen Mitgliedstaat, die
eventuell den ,,normalen Rhythmus der Arbeit in zwei Mitgliedstaaten unterbrechen?
Gibt es keine eindeutigen Hinweise auf eine repetitive Abfolge, dann sind die
anwendbaren Rechtsvorschriften fir jeden einzelnen Vertrag und jeden einzelnen
Mitgliedstaat und nicht nach Artikel 13 der VVerordnung 883/2004 zu bestimmen.

Arbeitet eine Person unregelmélRig in verschiedenen Mitgliedstaaten, so kann
Artikel 13 insoweit anwendbar sein, als die Arbeit in mehreren Mitgliedstaaten
integraler Bestandteil der Arbeitsverteilung ist und die Zeit zwischen den
Arbeitsperioden nicht so lang oder so geartet ist, dass man nicht mehr von einer
»gewohnlichen Arbeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten sprechen konnte. In der Tat
konnte die Unsicherheit oder Unregelmél3igkeit der Arbeitsverteilung bei einer ersten
Bewertung der Frage, welche Rechtsvorschriften in den kommenden zwolf
Kalendermonaten anwendbar sein werden, zu dem Schluss flhren, dass eine Person
nicht gewohnlich eine Tétigkeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausibt. L&sst sich
dann aber in den folgenden zwolf Kalendermonaten ein repetitives Muster erkennen,
konnte doch von einer Tétigkeit dieser Person in zwei oder mehr Mitgliedstaaten
ausgegangen werden.

Beispiel 3

Frau Z arbeitet fir ein Zirkusunternehmen mit Sitz in Italien. Sie hat einen
unbefristeten Vertrag mit dem Unternehmen. Normalerweise geht sie in den Monaten
von Januar bis Mai mit dem Zirkus auf Tournee durch die Mitgliedstaaten, wobei sich
der Zirkus in jedem Mitgliedstaat ungefahr einen Monat lang aufhalt. Wann und wo
genau Frau Z arbeiten wird, ist aber vorher schwer abzusehen.

Zu dem Zeitpunkt, zu dem im Wohnmitgliedstaat Uber die anwendbaren
Rechtsvorschriften entschieden werden muss, ist vorhersehbar, dass Frau Z aufgrund
ihres Arbeitsvertrags normalerweise im Ausland eingesetzt werden wird. Man kann
also in ihrem Fall davon ausgehen, dass sie ihre Tatigkeit gewohnlich in zwei oder
mehr Mitgliedstaaten austiben wird. Die anwendbaren Rechtsvorschriften bestimmen

Dezember 2013 29/59

Social



n Praktischer Leitfaden zum anwendbaren Recht in der Européischen Union (EU), im Européischen Wirtschaftsraum (EWR) und in der
Schweiz

sich nach Artikel 13 der Verordnung 883/2004 in Verbindung mit Artikel 14 Absatz
10 der Verordnung 987/20009.

Fur die Unterscheidung zwischen mehreren Téatigkeiten und einer Entsendung kommt
es auf die Dauer und Art der Tatigkeit an, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten
ausgeubt wird (ob es sich um eine dauerhafte oder um eine einmalige, ad hoc oder
voriibergehend ausgelibte Téatigkeit handelt).

Um mdogliche Manipulationen der Bestimmungen uber die anwendbaren
Rechtsvorschriften zu vermeiden, sind unbedeutende Tatigkeiten bei der
Feststellung der anwendbaren Rechtsvorschriften nach Artikel 13 der Verordnung
883/2004 nicht zu berticksichtigen.

Unbedeutende Tatigkeiten sind solche, die dauerhaft ausgelibt werden, hinsichtlich
des Zeitaufwands und des wirtschaftlichen Ertrags jedoch unbedeutend sind. Als
Indikator wird vorgeschlagen, Tatigkeiten, die weniger als 5% der reguldren
Arbeitszeit des Arbeitnehmers® und/oder weniger als 5 % seiner Gesamtvergiitung
ausmachen, als unbedeutende Tatigkeiten zu betrachten. Auch die Eigenart der
Tatigkeiten, beispielsweise Tétigkeiten, die unterstiitzenden Charakter haben, die
nicht eigenstandig ausgelbt werden, die zuhause oder im Dienste der Haupttatigkeit
ausgelibt werden, konnen als Indikator dafir gelten, dass es sich dabei um
unbedeutende Titigkeiten handelt. Ubt eine Person eine ,,unbedeutende Titigkeit* in
einem Mitgliedstaat aus und ist sie auch in einem anderen Mitgliedstaat tatig, so kann
sie nicht als eine Person betrachtet werden, die eine Tatigkeit gewohnlich in zwei oder
mehr Mitgliedstaaten ausubt, und fallt daher nicht unter Artikel 13 der Verordnung
883/2004. In einer derartigen Situation wird die Person bei der Feststellung der
anwendbaren Rechtsvorschriften so behandelt, als ob sie eine Tatigkeit in nur
einem einzigen Mitgliedstaat ausiibt. Entsteht durch die unbedeutende Tétigkeit eine
Sozialversicherungspflicht, sind die Beitrdge von den Gesamteinkiinften aus allen
Tatigkeiten in dem zustdndigen Mitgliedstaat zu entrichten. Damit lassen sich
Missbréauche unterbinden, z. B. dass eine Person verpflichtet wird, fiir einen sehr
kurzen Zeitraum in einem anderen Mitgliedstaat zu arbeiten, um zu verhindern, dass
die Rechtsvorschriften des ,.ersten Mitgliedstaats anwendbar werden. In solchen
Féllen werden die unbedeutenden Té&tigkeiten bei der Bestimmung der anwendbaren
Rechtsvorschriften nicht bertcksichtigt. Unbedeutende Tatigkeiten sind in jedem
Mitgliedstaat getrennt zu beurteilen und durfen nicht zusammengerechnet werden.

Das Verfahren des Artikels 16 der Verordnung 987/2009 bleibt in allen Féallen
anwendbar, in denen eine Person eine Tatigkeit in einem Staat und eine unbedeutende
Tatigkeit in einem anderen Staat ausubt. Dies folgt aus dem Wortlaut des Artikels 16,
der fir alle Falle gilt, in denen eine Person eine Tatigkeit in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten ausubt, wobei die Arbeitsaufteilung keine Rolle spielt.

8 Aus der Richtlinie 2003/88/EG Uiber bestimmte Aspekte der Arbeitszeitgestaltung :,Unter Arbeitszeit* ist jede
Zeitspanne zu verstehen, wéahrend der ein Arbeitnehmer gemaf den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder
Gepflogenheiten arbeitet, dem Arbeitgeber zur Verfigung steht und seine Tatigkeit ausiibt oder Aufgaben
wahrnimmt. In diesem Zusammenhang gilt Bereitschaftszeit, wahrend der der Arbeitnehmer an einem vom
Arbeitgeber festgelegten Ort anwesend sein muss, als volle Arbeitszeit, und zwar unabhéngig davon, dass die
betreffende Person wahrend der Bereitschaftszeit nicht stéandig eine berufliche Tatigkeit ausibt.”
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3. Wie wird die ,,wesentliche Tiitigkeit* definiert?*°

Ein ,,wesentlicher Teil der Titigkeit*, der in einem Mitgliedstaat ausgelibt wird,
bedeutet, dass ein quantitativ erheblicher Teil aller T&tigkeiten eines Arbeitnehmers
dort ausgeubt wird, wobei es sich nicht notwendigerweise um den gréRten Teil seiner
Tatigkeit handeln muss.

Zur Feststellung, ob ein wesentlicher Teil der Téatigkeit eines Arbeitnehmers in einem
Mitgliedstaat ausgeuibt wird, sind die folgenden Kriterien als Richtwerte in Betracht
zu ziehen:

= die Arbeitszeit; und/oder

= das Arbeitsentgelt.

Wird bei einer Gesamtbewertung festgestellt, dass eine Person mindestens 25 % ihrer
Arbeitszeit im Wohnmitgliedstaat leistet und/oder mindestens 25 % des
Arbeitsentgelts der Person im Wohnmitgliedstaat bezogen werden, gilt dies als
Indikator, dass ein wesentlicher Teil aller Tatigkeiten der betreffenden Person in
diesem Mitgliedstaat ausgetbt wird.

Obwohl zwingend Arbeitszeit und/oder Arbeitsentgelt zu berlicksichtigen sind, erhebt
diese Aufzéhlung keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und es kdnnen gegebenenfalls
weitere Kriterien beruicksichtigt werden. Es ist die Aufgabe der bezeichneten Tréger,
alle maRgeblichen Kriterien zu beriicksichtigen und eine Gesamtbewertung der
Verhaltnisse der betreffenden Person vorzunehmen, bevor eine Entscheidung Uber die
anzuwendenden Rechtsvorschriften getroffen wird.

Zusétzlich zu den obigen Kriterien muss bei der Feststellung des Mitgliedstaats,
dessen Rechtsvorschriften anwendbar sind, die voraussichtliche Sachlage in den
folgenden zwolf Kalendermonaten ebenfalls beriicksichtigt werden®. Auch der
bisherige Verlauf des Beschéftigungsverhéltnisses ist ein zuverldssiger Malistab fur
das zukinftige Verhalten; wenn eine Entscheidung also nicht auf geplanten
Arbeitsbedingungen oder Arbeitseinsatzpldnen basieren kann, wéare es zweckmaRig,
die Sachlage der vergangenen zwdlf Monate zu betrachten und diesen Zeitraum zur
Beurteilung einer wesentlichen Tatigkeit heranzuziehen. Ist ein Unternehmen erst vor
kurzem gegrindet worden ist, kann sich diese Beurteilung auf einen kirzeren
Zeitraum stutzen.

Beispiele:

Herr X ist IT-Berater. Er arbeitet fur ein in Belgien anséssiges Unternehmen in
Osterreich und in Belgien. Er lebt in Osterreich, wo er mindestens 25 % seiner
Tatigkeit austibt. Da er in Osterreich wohnt und die Vorgabe erfillt, dass ein
wesentlicher Teil seiner Tatigkeit in Osterreich ausgeiibt wird, finden die
Rechtsvorschriften dieses Staates Anwendung. Siehe Punkt 1 (a). Wenn andererseits
weniger als 25 % seiner Tatigkeit in Osterreich ausgeiibt wurden (bzw. seines
Arbeitsentgelts dort bezogen wurde), wéren die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats

2 Artikel 14 Absatz 8 der Verordnung 987/2009.
% Artikel 14 Absatz 10 der Verordnung 987/2009.
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anwendbar, in dem das Unternehmen seinen Sitz oder Wohnsitz hat (siehe Punkt
1.b.i).

Herr P ist Schreiner. Er arbeitet fiir ein Unternehmen, dessen Sitz sich in Frankreich
befindet, von wo aus er auch seinen Lohn erhalt. Er wohnt in Spanien, hat jedoch in
den vergangenen 12 Kalendermonaten nur 15 % seiner Tatigkeiten dort ausgeuibt. An
dieser Aufteilung durfte sich auch in den kommenden 12 Kalendermonaten nichts
andern. Die franzésischen Rechtsvorschriften sind anwendbar. Siehe Punkt 1.b.i.

Herr T ist bei zwei Transportunternehmen beschéftigt, deren Sitze sich in den
Niederlanden befinden. Herr T hat nie in den Niederlanden gearbeitet. Die
Unternehmen stellen Fernfahrer fur verschiedene internationale
Transportunternenmen. Herr T arbeitet weder in den Niederlanden noch in seinem
Wohnmitgliedstaat Polen. Da er keinen wesentlichen Teil seiner Téatigkeit in seinem
Wohnmitgliedstaat ausiibt und sein gesamtes Einkommen von Unternehmen in den
Niederlanden bezieht, sind die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats anwendbar, in
dem seine Arbeitgeber ihren Sitz haben (auBerhalb des Wohnmitgliedstaats, d. h. in
den Niederlanden). Siehe Punkt 1.b.ii.

Frau Z ist Anwaltin. Sie arbeitet fiir zwei Anwaltskanzleien, eine in Italien und eine in
Slowenien, wo sie auch wohnt. Den grofiten Teil ihrer Tatigkeit bt sie in Italien aus
(40 %). In ihrem Wohnmitgliedstaat tbt sie keine wesentliche Tatigkeit aus (20 %).
Auch die Gesamtsumme ihres in Slowenien verdienten Entgelts liegt unter 25 %. Da
sich der Sitz eines ihrer Arbeitgeber auRerhalb ihres Wohnstaats befindet, sind die
italienischen Rechtsvorschriften anwendbar, siehe Punkt 1.b.iii.

Frau Y ist Anwaltin. Sie arbeitet in Osterreich fir eine Anwaltskanzlei mit Sitz in
Osterreich sowie in der Slowakei fiir eine andere Kanzlei mit Sitz in der Slowakei. Sie
lebt in Ungarn. In diesem Fall sind die ungarischen Rechtsvorschriften anwendbar
(siehe Punkt 1.b.iv).

4. Wesentliche Tatigkeit und Arbeitnehmer im internationalen
Verkehrswesen

Wie Dbereits angedeutet, wurden die fir Arbeitnehmer im internationalen
Verkehrswesen geltenden besonderen Regelungen in der Verordnung 1408/71 nicht in
die neuen Verordnungen tbernommen. Demzufolge finden die gleichen allgemeinen
Vorschriften, die fir in zwei oder mehr Mitgliedstaaten erwerbstitige Personen
gelten, auch auf Arbeitnehmer im internationalen Verkehrswesen Anwendung.
Ausgenommen sind Seeleute sowie Flug- oder Kabinenbesatzungsmitglieder. In
Punkt 4a finden Sie weitere Informationen zu den anwendbaren
Rechtsvorschriften fir Flug- oder Kabinenbesatzungsmitglieder seit
Inkrafttreten der Verordnung 465/2012 am 28. Juni 2012.

Dieser Punkt des Leitfadens soll Hilfestellung beim Umgang mit den besonderen
Arbeitsvertragen geben, die im internationalen Verkehrsgewerbe gelten. Ergibt sich
aus einer ersten Beurteilung jedoch eindeutig, dass ein Arbeitnehmer in seinem
Wohnmitgliedstaat einen wesentlichen Teil seiner Tatigkeit ausubt, durfte fur die
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Tréger die Notwendigkeit entfallen, die in den nachstehenden Kapiteln aufgefthrten
besonderen Kriterien anzuwenden.

Bei der Beurteilung des ,,wesentlichen Teils der Erwerbstitigkeit“ flr diese
Arbeitnehmergruppe wird davon ausgegangen, dass die Arbeitszeit das geeignetste
Kriterium fur eine Entscheidung ist. Zugleich wird jedoch bericksichtigt, dass die
Aufteilung der Tatigkeit auf zwei oder mehr Mitgliedstaaten bei Arbeitnehmern im
Verkehrswesen moglicherweise nicht immer ganz so einfach ist wie bei ,,normalen*
grenziiberschreitenden Arbeitsverhaltnissen. Daher kann eine genauere Untersuchung
der Arbeitsvertrage erforderlich sein, um die anwendbaren Rechtsvorschriften in
jenen Féllen zu ermitteln, in denen die Arbeitszeit im Wohnmitgliedstaat nur schwer
eingeschéatzt werden kann.

Manche Arbeitnehmer im Verkehrsgewerbe haben feste Arbeitsbedingungen,
Fahrstrecken und geplante Fahrzeiten. Wer um eine Entscheidung Uber die
anwendbaren Rechtsvorschriften ersucht, muss daher geeignete Nachweise (z. B.
durch Vorlage von Einsatzpldnen oder Fahrpldnen oder andere Informationen)
erbringen, anhand derer die Ausltbung der Erwerbstatigkeit nach der im
Wohnmitgliedstaat und in anderen Mitgliedstaaten geleisteten Arbeitszeit aufgeteilt
werden kann.

Liegen keine Angaben zu den im Wohnmitgliedstaat geleisteten Arbeitsstunden vor
oder ist aus den Gesamtumstanden nicht klar ersichtlich, dass ein wesentlicher Teil
der Erwerbstatigkeit im Wohnmitgliedstaat ausgelibt wird, kann ein anderes
Verfahren als die Ermittlung der Arbeitszeiten fiir die Feststellung herangezogen
werden, ob ein wesentlicher Teil der Erwerbstatigkeit im Wohnmitgliedstaat ausge(bt
wird oder nicht. In diesem Zusammenhang wird vorgeschlagen, die Tatigkeit in
verschiedene Bestandteile bzw. Vorgange aufzugliedern und den Umfang der
Erwerbstatigkeit im Wohnmitgliedstaat anhand der Anzahl der dort stattfindenden
Arbeitsabschnitte, prozentual gemessen an der Gesamtanzahl der Arbeitsabschnitte in
einem bestimmten Zeitraum, zu beurteilen(wie in Punkt 3 umrissen, sollte die
Beurteilung so weit wie moglich auf der Grundlage der Arbeitsbedingungen eines
Zeitraumes von zwo0If Monaten erfolgen).

Im StralRenverkehr sollte der Betrachtungsschwerpunkt auf dem Laden und Entladen
der Fracht und auf den verschiedenen Mitgliedstaaten, in denen dies erfolgt, liegen.
Dies wird im nachstehenden Beispiel verdeutlicht.

Beispiele:

Ein Fernfahrer wohnt in Deutschland und ist bei einem niederlandischen
Verkehrsunternehmen angestellt. Der Arbeitnehmer (bt seine Erwerbstatigkeit
iiberwiegend in den Niederlanden, Belgien, Deutschland und Osterreich aus. Uber
einen bestimmten Zeitraum, z. B. eine Woche®, bel4dt er den Lkw fiinf Mal und ladt
ihn funf Mal ab. Insgesamt umfasst dieser Zeitraum also zehn Arbeitsabschnitte (funf
Beladungen, finf Entladungen). Wahrend dieses Zeitraums ladt und entl&dt er einmal
in Deutschland, seinem Wohnmitgliedstaat. Dies entspricht zwei Arbeitsabschnitten,

* Dieser Zeitrahmen dient lediglich als Beispiel. Die Ermittlung des Zwélf-Monats-Zeitraums steht dem fiir diesen
Zweck nicht entgegen. Dies wird in Punkt 3 naher erlautert.
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also 20% des Gesamtumfangs, was darauf hinweist, dass er in seinem
Wohnmitgliedstaat keinen wesentlichen Teil seiner Tatigkeit austibt. Daher gelten die
Rechtsvorschriften der Niederlande, da sich der Sitz des Arbeitgebers in diesem
Mitgliedstaat befindet.

Aufgrund des breiten Spektrums von Arbeitsvertrdgen, die in dieser Branche gelten
konnen, ware es unmoglich, ein fir samtliche Sachverhalte geeignetes
Beurteilungssystem vorzuschlagen. Bei der Beurteilung des wesentlichen Teils einer
Tatigkeit ist in den Verordnungen ausdriicklich eine Beurteilung der Arbeitszeit und
des Arbeitsentgelts vorgesehen. Allerdings ist in den Verordnungen festgelegt, dass
diese als Indikatoren im Rahmen einer Gesamtbeurteilung der Verhaltnisse einer
bestimmten Person herangezogen werden. Daher kdnnen die bezeichneten Trager, die
fur die Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften zustandig sind, andere als
die in den Verordnungen und in diesem Leitfaden umrissenen MalRnahmen ergreifen,
welche sie flr den jeweiligen Sachverhalt, den sie zu regeln haben, flr geeigneter
halten.

4a. Wie sind seit dem 28. Juni 2012 die anwendbaren
Rechtsvorschriften far die Flug- und
Kabinenbesatzungsmitglieder zu bestimmen?

In der seit dem 28. Juni 2012 geltenden Verordnung 465/2012% wird als einziges
entscheidendes  Kriterium  fir die Bestimmung der auf Flug- und
Kabinenbesatzungsmitglieder®® anwendbaren Rechtsvorschriften im Bereich der
sozialen Sicherheit auf die ,,Heimatbasis* Bezug genommen. Durch Einfithrung des
Begriffs ,,Heimatbasis* hat der Gesetzgeber in Artikel 11 Absatz 5 der Verordnung
883/2004 eine Rechtsfiktion geschaffen, um die Bestimmung der auf Flugpersonal
anwendbaren Rechtsvorschriften zu erleichtern. Die anwendbaren Rechtsvorschriften
sind unmittelbar an die ,,Heimatbasis* geknlipft, da dies der Ort ist, an dem die
betreffende Person stationiert ist und mit dem sie wéhrend ihrer beruflichen Tatigkeit
eng verbunden ist.

Alle nach dem 28.Juni 2012 geschlossenen neuen Vertrdge mit Flug- und
Kabinenbesatzungsmitgliedern sollten daher auf der Grundlage des neuen Artikels 11
Absatz 5 beurteilt werden. GemaR Artikel 19 Absatz 1 der Verordnung 987/2009 ist
derjenige Mitgliedstaat fur die Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften und
die Ausstellung des portablen Dokuments Al zustdndig, in dem sich die
.Heimatbasis* befindet, wenn die betroffene Person nur eine feste Heimatbasis hat.

¥ Verordnung (EU) Nr. 465/2012 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit und der Verordnung (EG)

Nr. 987/2009 zur Festlegung der Modalitaten fir die Durchfuhrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004, ABI. L 149
vom 8.6.2012, S. 4.

% Die Heimatbasis ist der Ort, der vom Betreiber/von der Fluggesellschaft gemaf der Verordnung (EWG)

Nr. 3922/91 fur das Besatzungsmitglied als der Ort bezeichnet wird, wo das Besatzungsmitglied normalerweise eine
Dienstzeit oder eine Abfolge von Dienstzeiten beginnt und beendet und wo der Luftfahrtunternehmer normalerweise
nicht fur die Unterbringung des betreffenden Besatzungsmitglieds verantwortlich ist.
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Vor dem 28. Juni 2012 eingestellte Flug- und Kabinenbesatzungsmitglieder sind von
den neuen Vorschriften nicht betroffen, wenn ihre Situation unveréndert bleibt und sie
nicht beantragen, dass die neue Vorschrift fiir sie gelten soll (siehe Punkte 15 und 16
dieses Leitfadens).

Beispiel 1:

Eine Flugbegleiterin wird am 1. September 2012 eingestellt. Sie wohnt in Belgien und
arbeitet von einer Heimatbasis in Eindhoven (Niederlande) aus fir eine
Fluggesellschaft, deren Sitz sich in Ungarn befindet. Nach der neuen Bestimmung des
Artikels 11 Absatz 5 unterliegt sie den niederlandischen Rechtsvorschriften ber die
soziale Sicherheit. Der zustandige Trager in den Niederlanden muss sie und ihren
Arbeitgeber Uber die sich aus diesen Rechtsvorschriften ergebenden Verpflichtungen
informieren und ihnen bei der Erledigung der notwendigen Formalititen behilflich
sein. Auf Antrag der betroffenen Person oder des Arbeitgebers muss der zustéandige
Trager in den Niederlanden eine Bescheinigung® dariiber ausstellen, dass die
niederlandischen Rechtsvorschriften anwendbar sind. Gegebenenfalls ist auch
anzugeben, bis zu welchem Datum und unter welchen Bedingungen sie gelten.

Haben Flug- oder Kabinenbesatzungsmitglieder zwei oder mehr Heimatbasen in
verschiedenen  Mitgliedstaaten, dann hat der bezeichnete Tréger des
Wohnmitgliedstaats den zustandigen Staat auf der Grundlage der kollisionsrechtlichen
Bestimmungen des Artikels 13 der Verordnung 883/2004*° zu bestimmen. Dasselbe
gilt fur Besatzungsmitglieder, die fir kurze, nur einige Monate dauernde
aufeinanderfolgende Einsdatze in mehreren Mitgliedstaaten eingestellt werden
(beispielsweise Uber Leiharbeitsunternehmen). Hatten sie in einem Zeitraum von 12
Kalendermonaten vor der letzten Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften
wechselnde Heimatbasen oder ist damit zu rechnen, dass sie in den nachsten 12
Kalendermonaten regelmélig die Heimatbasis wechseln werden, dann ist ihre
Situation nach Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung 883/2004 zu beurteilen. In solchen
Fallen ist das Verfahren des Artikels 16 der Verordnung 987/2009 anwendbar, so dass
der bezeichnete Trager im Wohnmitgliedstaat bestimmt, welche Rechtsvorschriften
flr die betreffende Person gelten.

Beispiel 2:

Ein Pilot wohnt in Trier (Deutschland) und arbeitet fir zwei verschiedene
Fluggesellschaften, die ihren Sitz in Luxemburg und Deutschland haben.
Fluggesellschaft A hat den Flughafen Luxemburg als Heimatbasis benannt,
Fluggesellschaft B den Flughafen Frankfurt am Main. Aufgrund der Fiktion des
Artikels 11 Absatz 5 der Verordnung 883/2004 wird davon ausgegangen, dass der
Pilot seine Tétigkeiten in den beiden Mitgliedstaaten austibt, in denen er Heimatbasen

% Portables Dokument Al.
* Das Verfahren fiir die Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften wird in Artikel 16 der
Verordnung 987/2009 beschrieben.
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hat — also Deutschland und Luxemburg. In diesem Ausnahmefall (zwei Heimatbasen)
sind die anwendbaren Rechtsvorschriften nach den kollisionsrechtlichen Vorschriften
des Artikels 13 der Verordnung 883/2004 vom Wohnmitgliedstaat (Artikel 16 der
Verordnung  987/2009) zu bestimmen. Der bezeichnete Tréger des
Wohnmitgliedstaats wird also prifen, ob ein wesentlicher Teil der gesamten
Tatigkeiten des Piloten in Deutschland ausgeubt wird. Dabei kann der Trager bei
Flugbesatzungsmitgliedern darauf abstellen, wie oft sie von welchen Flughéfen
starten und landen. Je nach Ausgang dieser Prifung werden dann die deutschen
Rechtsvorschriften anwendbar sein, wenn ein wesentlicher Teil der Té&tigkeiten
insgesamt dort ausgelbt wird. Wenn nicht, gelten die Rechtsvorschriften
Luxemburgs.

Ein voriibergehender Wechsel der Heimatbasis, der beispielsweise auf eine saisonale
Nachfrage einzelner Flughéfen, auf die Eroffnung einer neuen ,,Heimatbasis® in
einem anderen Land durch die Fluggesellschaft zuriickgehen konnte, fuhrt nicht
automatisch zu einem Wechsel der anwendbaren Rechtsvorschriften. Kurze Einsétze
konnen (ber die Entsendebestimmungen abgewickelt werden, die eine Entsendung flr
bis zu 24 Monate erlauben, ohne dass sich die anwendbaren Rechtsvorschriften
andern miissen (sofern die Voraussetzungen fiir eine Entsendung vorliegen)*®.

Konnen die Entsendebestimmungen nicht angewandt werden und kommt es zu
h&ufigen oder regelméaRigen Wechseln der Heimatbasis, so sollte dies nicht
automatisch auch zu haufigen Anderungen der auf Flug- und Kabinenbesatzungen
anwendbaren Rechtsvorschriften fihren. Aus Artikel 14 Absatz 10 der
Verordnung 987/2009 folgt, dass sich die Beurteilung der anwendbaren
Rechtsvorschriften darauf griindet, wie die betreffende Person in den kommenden
12 Kalendermonaten voraussichtlich arbeiten wird und dass in dieser Zeit
grundsatzlich kein Wechsel der anwendbaren Rechtsvorschriften stattfinden sollte.
Wie aus Erwdagungsgrund 18b der Verordnung 465/2012 und aus Punkt 6 dieses
Leitfadens hervorgeht, ist ein ,Jo-Jo-Effekt® unbedingt zu vermeiden.
Dementsprechend sollte die Bestimmung der auf Flugbesatzungen anwendbaren
Rechtsvorschriften mindestens in den auf die letzte einschlédgige Entscheidung
folgenden 12 Monaten nicht tiberprift werden, sofern etwaige Anderungen lediglich
die gewohnliche Arbeitsaufteilung betreffen, sich an der Situation der betreffenden
Person aber nichts Wesentliches andert.

Beispiel 3:

Ein im Luftfahrtsektor tatiges Leiharbeitsunternehmen mit Sitz in Zypern stellt im
August einen Piloten ein, der sofort an eine innerhalb der EU tatige Fluggesellschaft
ausgeliehen wird. Die Zeitplanung fiir die Fliige dieser Fluggesellschaft erfolgt nach
den Bedurfnissen der Reiseveranstalter. Die Fluggesellschaft betreibt Fliige aus
Spanien; flr September und Oktober soll die Heimatbasis des Piloten Madrid sein.

% Siehe Artikel 12 der Verordnung 883/2004, Beschluss A2 der Verwaltungskommission und Teil | dieses Leitfadens.
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Danach soll der Pilot nach Italien geschickt werden, wo er weitere zwei Monate lang
fir eine andere Fluggesellschaft mit Heimatbasis in Rom arbeiten soll. Die
Heimatbasis des Piloten wechselt also jeweils nach wenigen Monaten zwischen
verschiedenen Mitgliedstaaten.

Dies ist ein Beispiel fur eine Situation, in der Artikel 13 der Verordnung 883/2004
und Artikel 16 der Verordnung 987/2009 anwendbar sind (wechselnde Tétigkeiten
von Heimatbasen in verschiedenen Mitgliedstaaten innerhalb von 12
Kalendermonaten vor oder nach Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften).
Die anwendbaren Rechtsvorschriften sind von dem Mitgliedstaat, in dem der Pilot
wohnt, gemaR Artikel 13 der Verordnung 883/2004 festzustellen und sollen flr eine
Dauer von mindestens 12 Kalendermonaten nach der letzten Bestimmung der
anwendbaren Rechtsvorschriften unverandert bleiben (siehe Artikel 14 Absatz 10 der
Verordnung 987/2009 und Punkt 6 dieses Leitfadens).

In Beispiel 2 wirde somit der bezeichnete Trager im Wohnmitgliedstaat des Piloten
daruber entscheiden, welche Rechtsvorschriften auf ihn anwendbar sein werden. Je
nach dem Ergebnis der Beurteilung der in Punkt 4 genannten Kriterien wéren also
entweder die Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats oder die Rechtsvorschriften
des Mitgliedstaats anwendbar, in dem sich der Sitz oder Wohnsitz des Arbeitgebers
befindet. Geht man davon aus, dass der Pilot keinen wesentlichen Teil seiner Tatigkeit
in seinem Wohnmitgliedstaat austibt und dass es sich bei dem Arbeitgeber in Zypern
um ein echtes Unternehmen im Sinne von Punkt 7 handelt, dann sind die
Rechtsvorschriften Zyperns anwendbar. Bei sehr mobilen Mitgliedern von
Flugbesatzungen, die beispielsweise von Leiharbeitsunternehmen im Flugsektor
beschaftigt werden, wird empfohlen, die anwendbaren Rechtsvorschriften flr eine
Dauer von héchstens 12 Kalendermonaten festzulegen, damit sichergestellt ist, dass
die Arbeitsaufteilung der betreffenden Person und die auf sie anwendbaren
Rechtsvorschriften regelméaRig tberprift werden.

Bei dem Konzept der ,,Heimatbasis“ fiir Flug- und Kabinenbesatzungen handelt es
sich um ein EU-rechtliches Konzept. Es hat — wie die Verordnung 883/2004 selbst —
nur in der EU Geltung und darf nur hier als Anhaltspunkt fur die Bestimmung der
anwendbaren Rechtsvorschriften herangezogen werden. Es gilt nicht, wenn die
betreffende Person — selbst wenn sie die Staatsangehorigkeit eines EU-Staats besitzt —
ihre Heimatbasis auflerhalb der EU hat und von dort in verschiedene Mitgliedstaaten
fliegt. In diesem Fall ist weiterhin die allgemeine Kollisionsnorm fir die Téatigkeit in
zwei oder mehr Mitgliedstaaten heranzuziehen.

Wohnt eine Person mit Staatsangehorigkeit eines EU-Mitgliedstaats in einem
Drittstaat und arbeitet sie als Mitglied einer Flug- oder Kabinenbesatzung von einer
Heimatbasis in einem Mitgliedstaat aus, so ist dieser Mitgliedstaat fur ihre gesamten
Tatigkeiten innerhalb der EU zustandig. Ein Drittstaatsangehoriger mit rechtmafigem
Wohnsitz in einem EU-Mitgliedstaat, der als Mitglied einer Flug- oder
Kabinenbesatzung von einer in einem anderen Mitgliedstaat gelegenen Heimatbasis
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aus arbeitet, fallt in den sachlichen Geltungsbereich von Artikel 1 der Verordnung
(EU) Nr. 1231/2010%". Gem&R Artikel 11 Absatz 5 der Verordnung 883/2004 wird
folglich der Mitgliedstaat zusténdig, in dem sich die Heimatbasis befindet.

5. Uber welchen Zeitraum sollte sich die Beurteilung einer wesentlichen
Tatigkeit erstrecken?

Siehe Punkt 3: Wie wird die ,,wesentliche Téatigkeit” definiert?

6. Was sollte passieren, wenn sich die Arbeitseinsatzplane oder
Arbeitsbedingungen é&ndern?

Es ist bekannt, dass sich Arbeitsvertrége, z. B. flir Arbeitnehmer im internationalen
Verkehrswesen, hdaufig andern kdnnen. Es ware weder praktisch noch im Interesse der
betroffenen Personen, jedes Mal, wenn sich die Arbeitseinsatzplane &ndern, zu
uberprufen, welche Rechtsvorschriften anwendbar sind. Wenn eine Entscheidung tber
die anwendbaren Rechtsvorschriften getroffen wurde, sollte diese grundsétzlich
mindestens wéhrend der folgenden zwolf Monate nicht erneut tberprift werden —
vorausgesetzt, die Informationen sind vom Arbeitgeber oder dem betreffenden
Arbeitnehmer nach bestem Wissen und Gewissen vorgelegt worden. Dies gilt
unbeschadet des Rechts eines Trégers, eine einmal getroffene Entscheidung erneut zu
tiberpriifen, wenn er eine solche Uberprifung fiir gerechtfertigt halt.

Das Ziel ist, Rechtssicherheit zu schaffen und den so genannten ,,Jo-Jo“-Effekt zu
vermeiden — vor allem fir hochmobile Arbeitnehmer, wie die im internationalen
Verkehrswesen.

Daher gilt:

= Die anwendbaren Rechtsvorschriften sind gemall Artikel 13 Absatz 1 der
Verordnung 883/2004 zu bestimmen und bleiben grundsétzlich wéhrend der
folgenden zwolf Kalendermonate unverandert.

= Die vermutete =zukunftige Situation wahrend der folgenden zwolf
Kalendermonate ist zu beriicksichtigen. Die vermutete kinftige Situation
basiert auf dem Ergebnis einer Beurteilung des Arbeitsvertrags in Verbindung
mit allen Tatigkeiten, die die betreffende Person zum Zeitpunkt der
Beantragung der Bescheinigung Al voraussichtlich austuben wird (siehe Punkt
2).

= Wenn keine Anzeichen daflr vorliegen, dass sich die Arbeitsbedingungen in
den nachfolgenden zwolf Monaten erheblich &ndern, hat der bezeichnete
Trager die Gesamtbeurteilung der Vertrdge und auf den Verlauf des
Beschéftigungsverhéltnisses der letzten zwolf Monate zu stiitzen und dies auf
den Sachverhalt wahrend der folgenden zwdlf Monate zu Ubertragen.

= Ist die betroffene Person der Ansicht, dass sich der Sachverhalt hinsichtlich
ihrer Arbeitsbedingungen erheblich ge&ndert hat oder andern wird, so kann
diese Person und/oder ihr Arbeitgeber eine Neubeurteilung der anwendbaren
Rechtsvorschriften verlangen, bevor der Zwolf-Monats-Zeitraum ablauft.

%" Verordnung (EU) Nr. 1231/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010
zur Ausdehnung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 auf
Drittstaatsangehorige, die ausschlie3lich aufgrund ihrer Staatsangehdrigkeit nicht bereits unter diese
Verordnungen fallen, ABI. L 344 vom 29.12.2010, S. 1 (im Folgenden: Verordnung 1231/2010)
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= Liegen keine Angaben zum bisherigen Verlauf des
Beschéftigungsverhéltnisses vor oder erstreckt sich das
Beschaftigungsverhaltnis auf weniger als zwo6lf Monate, besteht die einzig
maogliche Lésung darin, die unmittelbar verfligbaren Daten zu nutzen und die
betreffenden  Personen zur Vorlage aussagekraftiger Informationen
aufzufordern. In der Praxis wird dies dazu flihren, dass die seit Beginn des
Beschaftigungsverhaltnisses  etablierten  Arbeitsbedingungen oder die
vermutete Arbeitstatigkeit in den folgenden zwdlf Monaten zugrunde gelegt
werden.

Dabei ist zu beachten, dass die in diesem Punkt beschriebenen Vereinbarungen sich
lediglich auf die Arbeitsbedingungen der betreffenden Person beziehen. Wenn sich
die Umstande fur die betreffende Person wéhrend des 12-Monats-Zeitraums, nachdem
eine Entscheidung Uber die anwendbaren Rechtsvorschriften getroffen wurde, in
anderer Hinsicht erheblich verdndern, beispielsweise durch einen Wechsel des
Arbeitsverhdltnisses oder des Wohnorts, hat die betreffende Person und/oder ihr
Arbeitgeber oder der zustdndige Trager eines Mitgliedstaats, in dem diese Person ihre
Tatigkeit ausubt, den bezeichneten Trager des Wohnstaats zu unterrichten, damit die
Frage der anwendbaren Rechtsvorschriften tberprift werden kann. Der bezeichnete
Tréger muss die Feststellung der anwendbaren Rechtsvorschriften erneut prifen.

Wie bereits angesprochen, ist es dem bezeichneten Trager naturlich jederzeit
freigestellt, eine Entscheidung Uber die anwendbaren Rechtsvorschriften zu
tberpriifen, wenn er eine entsprechende Uberpriifung fiir angebracht halt. Wenn bei
der ursprunglichen Feststellung der anwendbaren Rechtsvorschriften nicht vorsatzlich
falsche Informationen abgegeben wurden, diirfen Anderungen, die sich aus einer
diesbeziiglichen Uberpriifung ergeben, nicht riickwirkend wirksam werden.

7. Wie wird der Unternehmenssitz/Wohnsitz des Arbeitgebers festgestellt?

Wenn eine Person, die in mehreren Mitgliedstaaten erwerbstétig ist, nicht einen
wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit im Wohnmitgliedstaat ausubt, finden die
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats Anwendung, in dem sich der Sitz oder
Wohnsitz des Arbeitgebers oder Unternehmens befindet, der sie beschaftigt.

Die Bedeutung des Begriffs ,,Sitz oder Wohnsitz* im Sinne von Titel 11 der
Verordnung 883/2004 wurde in Artikel 14 Absatz 5a der Verordnung 987/2009
dahingehend definiert, dass sich die Worte ,Sitz oder Wohnsitz auf den
satzungsmaRigen Sitz oder die Niederlassung beziehen, an dem die wesentlichen
Entscheidungen des Unternehmens getroffen und die Handlungen zu dessen zentraler
Verwaltung vorgenommen werden.

Diese Definition beruht auf einer umfassenden Rechtsprechung des Gerichtshofes der
Europdischen Union und auf anderen Rechtsvorschriften der EU. Grundsétzlich sind
,.Briefkastenfirmen®, bei denen die Sozialversicherung der Arbeitnehmer an ein reines
Verwaltungsunternehmen gebunden ist, das keine eigentlichen
Entscheidungskompetenzen besitzt, nicht als eine Unternehmensform zu betrachten,
welche die Anforderungen in diesem Bereich erfullt. Die nachstehenden Leitlinien
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sollen den Trégern Hilfestellung bei der Bewertung von Antrdgen geben, bei denen
der Verdacht besteht, dass es sich um eine ,,Briefkastenfirma“ handelt.

In einem steuerrechtlichen Fall (Rechtssache C-73/06, Planzer Luxembourg) urteilte
der Gerichtshof, dass der Begriff des ,,Sitzes der wirtschaftlichen Téatigkeit* den Ort
bezeichnet, an dem die wesentlichen Entscheidungen zur allgemeinen Leitung einer
Gesellschaft getroffen und die Handlungen zu deren zentraler Verwaltung
vorgenommen werden. Der Gerichtshof hat hierzu festgestellt:

»Bel der Bestimmung des Sitzes einer Gesellschaft ist eine Vielzahl von Faktoren zu
berlicksichtigen, und zwar in erster Linie der statutarische Sitz, der Ort der zentralen
Verwaltung, der Ort, an dem die Fuhrungskrafte der Gesellschaft zusammentreffen,
und der — gewdhnlich mit diesem Ubereinstimmende — Ort, an dem die allgemeine
Unternehmenspolitik dieser Gesellschaft bestimmt wird. Andere Elemente, wie der
Wohnsitz der Hauptfuhrungskrafte, der Ort, an dem die Gesellschafterversammlung
zusammentritt, der Ort, an dem die Verwaltungsunterlagen erstellt und die Biicher
gefuhrt werden, und der Ort, an dem die Finanz- und inshesondere die Bankgeschafte
hauptsacggich wahrgenommen werden, koénnen ebenfalls in Betracht gezogen
werden.

Als Prazisierung der Definition in Artikel 14 Absatz 5a der Verordnung 987/2009
kann der Trager des Wohnmitgliedstaates die folgenden Kriterien auf der Grundlage
der verfugbaren Informationen bzw. in enger Zusammenarbeit mit dem Trager in dem
Mitgliedstaat, in dem der Arbeitgeber seinen Sitz oder Wohnsitz hat, berticksichtigen:

= der Ort, an dem das entsendende Unternehmen seinen Sitz und seine
Verwaltung hat;

= die Dauer, seit der das Unternehmen im fraglichen Mitgliedstaat eingetragen
ist;

= die Zahl der in dem betreffenden Buro tatigen Verwaltungsmitarbeiter;

= der Ort, an dem die Mehrheit der Vertrdge mit den Kunden geschlossen wird,;

= das Buro, von dem aus Entscheidungen der Unternehmenspolitik und in
operativen Angelegenheiten getroffen werden;

= der Ort, an dem die wichtigsten Finanzfunktionen - einschlieRlich
Bankangelegenheiten — angesiedelt sind;

= der Ort, der nach den Rechtsvorschriften der EU als der Ort gilt, der fur die
Verwaltung und Fuhrung von Aufzeichnungen im Zusammenhang mit den
ordnungsrechtlichen Anforderungen der betreffenden Branche, in der das
Unternehmen tétig ist, verantwortlich ist;

= der Ort, an dem die Arbeitnehmer eingestellt werden.

Wenn die Trager nach Prifung der obigen Kriterien die Gefahr, dass es sich bei dem
eingetragenen Sitz um eine ,Briefkastenfirma® handelt, immer noch nicht vollig
ausschliefen konnen, sind auf die betreffende Person die Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats anzuwenden, in dem sich das Unternehmen befindet, zu dem der
Arbeitnehmer bei der Auslbung der abhangigen Beschaftigung die engsten

¥ Rechtssache C-73/06, Planzer Luxembourg, [2007] Slg. I-5655, Randnr. 61.
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Beziehungen hat.*® Dieses Unternehmen gilt fiir die Zwecke der Verordnungen als
Sitz oder Wohnsitz des Arbeitgebers der betreffenden Person.

Bei dieser Feststellung darf nicht vergessen werden, dass dieses Unternehmen auch
tatsachlich die betreffende Person beschéftigt und dass eine arbeitsrechtliche Bindung
mit der Person im Sinne von Teil | Punkt 4 dieses Leitfadens besteht.

8. Welche Verfahren missen Personen einhalten, wenn sie in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten einer Tatigkeit nachgehen?

Personen, die gewohnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten beschaftigt sind, missen
diesen Sachverhalt dem bezeichneten Trager des Mitgliedstaats mitteilen, in dem sie
wohnen.*® Ein Trager in einem anderen Mitgliedstaat, der falschlicherweise eine
Benachrichtigung erhalt, sollte diese Benachrichtigung umgehend an den
bezeichneten Trager im Wohnmitgliedstaat der betreffenden Person Ubermitteln.
Bestehen zwischen den Tragern in zwei oder mehr Mitgliedstaaten unterschiedliche
Auffassungen darlber, wo die Person ihren Wohnsitz hat, sollte diese Frage zuerst
zwischen den Trégern nach dem maRgeblichen Verfahren und den SED* fiir die
Feststellung des Wohnmitgliedstaats geklart werden.

Der bezeichnete Trager im Wohnmitgliedstaat hat den Mitgliedstaat festzustellen,
dessen Rechtsvorschriften anwendbar sind, und dabei die in diesem Leitfaden
beschriebenen Verfahren zu beriicksichtigen. Diese Feststellung hat unverziglich und
zunéchst vorléufig zu erfolgen. Der Trager am Wohnsitz hat anschliefend die
bezeichneten Trager in den einzelnen Mitgliedstaaten, in denen die Tatigkeit ausgetibt
wird und in denen sich der Sitz oder Wohnsitz des Arbeitgebers befindet, Uber seine
Entscheidung durch Verwendung geeigneter SEDs zu unterrichten. Die anwendbaren
Rechtsvorschriften werden endglltig anwendbar, wenn nicht innerhalb von zwei
Monaten, nachdem die bezeichneten Tréger von dem bezeichneten Trager des
Wohnmitgliedstaats (ber seine Entscheidung unterrichtet wurden, Widerspruch
eingelegt wird.

Wenn die anwendbaren Rechtsvorschriften von den betreffenden Mitgliedstaaten
bereits auf der Grundlage von Artikel 16 Absatz 4 der Verordnung 987/2009
einvernehmlich festgelegt wurden, kann von Anfang an eine endgiiltige Entscheidung

% Siehe auch Rechtssache C-29/10, Koelzsch, Slg. 2011, noch nicht verdffentlicht, Randnrn. 42-45. Im
StraBenverkehrsbereich schreibt die Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 21. Oktober 2009 zur Festlegung gemeinsamer Regeln fur die Zulassung zum Beruf des
Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der Richtlinie 96/26/EG des Rates (wirksam seit dem 4. Dezember
2011) u. a. vor, dass Unternehmen, die den Beruf des Kraftverkehrsunternehmers austiben, tUber eine tatsachliche
und dauerhafte Niederlassung in einem Mitgliedstaat verfligen missen. Notwendig sind somit Raumlichkeiten, in
denen die wichtigsten Unternehmensunterlagen aufbewahrt werden, also Buchfiihrungsunterlagen,
Personalverwaltungsunterlagen, Dokumente mit den Daten Uber die Lenk- und Ruhezeiten sowie alle sonstigen
Unterlagen, zu denen die zustandige Behorde Zugang haben muss, um die Erfullung der in der Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 festgelegten Voraussetzungen tberprifen zu kénnen.

9 Ein Verzeichnis der Trager der sozialen Sicherheit in den Mitgliedstaaten ist zu finden unter
http://ec.europa.eu/employment_social/social-security-directory/

“! SED = Strukturiertes elektronisches Dokument. Siehe Artikel 4 der Verordnung 987/2009.
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getroffen werden. In diesen Fallen entfallt die Vorschrift Gber den Erlass einer
vorlaufigen Entscheidung.

Der zustandige Tréager des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften als anwendbar
festgestellt wurden, hat umgehend die betreffende Person hierliber zu unterrichten.
Der Tréager kann dies entweder durch ein Anschreiben oder mithilfe des mobilen
Dokuments A1 (Bescheinigung tber die anwendbaren Rechtsvorschriften®)
veranlassen. Wenn der zustandige Tréager ein mobilen Dokument (PD) Al ausstellt,
mit dem die Person uber die anwendbaren Rechtsvorschriften unterrichtet wird, kann
dies als vorlaufige oder endgultige Feststellung erfolgen. Stellt der Trager ein PD Al
aus, das besagt, dass die Feststellung vorlaufig ist, hat er der betreffenden Person ein
neues PD Al auszustellen, sobald die Entscheidung endglltigen Charakter erhalt.

Ein Trager kann sich aulRerdem fir die sofortige Ausstellung eines endgiltigen PD Al
zur Unterrichtung der betreffenden Person entscheiden. Wird die Zustandigkeit dieses
Mitgliedstaats jedoch angefochten und stimmt die endgultige Zusténdigkeit nicht mit
der urspriinglichen, von dem bezeichneten Trager im Wohnmitgliedstaat angegebenen
Zustandigkeit tGberein, ist das PD A1 umgehend zurlickzuziehen und durch ein PD Al
zu ersetzen, das von dem Mitgliedstaat ausgestellt wird, der als der endgliltig
zustandige Mitgliedstaat festgestellt wurde. Weitere Informationen zum PD Al sind
in den Leitlinien zur Verwendung der portablen Dokumente enthalten.*

Wenn eine Person, die gewohnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten beschaftigt ist,
den benannten Trager des Mitgliedstaats, in dem sie ihren Wohnsitz hat, nicht tber
diesen Sachverhalt unterrichtet, kommen auf sie ebenfalls die Verfahren nach
Artikel 16 der Verordnung 987/2009 zur Anwendung, sobald der Trager im
Wohnmitgliedstaat Kenntnis von den Verhaltnissen der betreffenden Person erhalt.

9. Wie werden Selbststandige behandelt, die gewohnlich in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten selbststandig tatig sind?

Eine Sonderregelung gilt fur Personen, die gewdhnlich in zwei oder mehr
Mitgliedstaaten selbststandig tatig sind, die besagt, dass Personen, die gewodhnlich in
zwei oder mehr Mitgliedstaaten selbststandig tétig sind, folgenden Rechtsvorschriften
unterliegen:

= den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, wenn sie einen wesentlichen
Teil ihrer Téatigkeit in diesem Mitgliedstaat austiben;

= den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem der Mittelpunkt ihrer
Tatigkeit liegt, wenn sie nicht in einem der Mitgliedstaaten wohnen, in denen
sie einen wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit austben.

Die Kriterien fir die Beurteilung der wesentlichen Tatigkeit und fur den Mittelpunkt
der Tatigkeit einer Person werden in den Punkten 11 und 13 umrissen.

*2 Siehe Artikel 19 Absatz 2 der Verordnung 987/2009.
3 Siehe http://ec.europa.eu/social/
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10. Wann kann davon ausgegangen werden, dass eine Person gewohnlich in
zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine selbststandige Erwerbstatigkeit
ausubt?

Die Feststellung, dass eine Person ,,gewdhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten
eine selbststandige Erwerbstétigkeit ausiibt™, bezieht sich insbesondere auf Personen,
die gleichzeitig oder abwechselnd eine oder mehrere selbststdndige Tatigkeiten auf
dem Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausiuben. Die Eigenart der
Erwerbstatigkeit ist bei dieser Feststellung nicht von Bedeutung. Allerdings sind
unbedeutende Erwerbstatigkeiten oder Nebentétigkeiten, die in Hinblick auf ihren
Zeitaufwand und wirtschaftlichem Ertrag unbedeutend sind, bei der Bestimmung der
anwendbaren Rechtsvorschriften auf der Grundlage von Titel Il der Verordnung
883/2004** nicht zu beriicksichtigen. Die Tatigkeiten behalten ihre Bedeutung bei der
Anwendung des einzelstaatlichen Sozialversicherungsrechts; wenn die unbedeutende
Tatigkeit eine Sozialversicherungspflicht begriindet, sind die Beitrdge fur die
Gesamteinkiinfte aus allen Tatigkeiten in dem zustdndigen Mitgliedstaat zu
entrichten.

Es ist darauf zu achten, dass zeitlich befristete Entsendungen gemall Artikel 12
Absatz 2 der Verordnung 883/2004 nicht mit den Bestimmungen fur Personen, die
eine é&hnliche Erwerbstatigkeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausiiben,
verwechselt werden. Im ersten Fall tibt die betreffende Person eine Tatigkeit fur einen
einmaligen und begrenzten Zeitraum in einem anderen Mitgliedstaat aus. Im letzten
Fall sind die Tatigkeiten in unterschiedlichen Mitgliedstaaten ein normaler Teil der
Geschaftstatigkeit des/der Selbststandigen.

11. Wie wird der wesentliche Teil der selbststandigen Tatigkeit definiert?

Ein ,,wesentlicher Teil der selbststandigen Tétigkeit in einem Wohnmitgliedstaat
bedeutet, dass der Selbstdndige einen quantitativ wesentlichen Teil seiner gesamten
Tatigkeiten in diesem Mitgliedstaat ausubt, wobei es sich dabei jedoch nicht
unbedingt um den berwiegenden Teil dieser Téatigkeiten handeln muss.

Zur Feststellung, ob ein wesentlicher Teil der Tatigkeit von Selbststandigen in einem
Mitgliedstaat ausgelibt wird, sind folgende Faktoren zwingend zu beachten:

= der Umsatz;

= die Arbeitszeit;

= die Zahl der erbrachten Leistungen und und/oder

= das Einkommen.

Ergibt sich bei der Gesamtbeurteilung, dass ein Anteil von mindestens 25 % der
obigen Kriterien erfullt ist, so ist dies ein Anzeichen dafir, dass ein wesentlicher Teil
aller Téatigkeiten der betreffenden Person im Wohnmitgliedstaat ausgetbt wird.

* Artikel 14 Absatz 5b der Verordnung 987/2009 sieht vor, dass unbedeutende Tatigkeiten in allen unter Artikel 13
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 fallenden Fallen nicht beriicksichtigt werden.
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Die Bertcksichtigung der obigen Kriterien ist zwar verbindlich vorgeschrieben, doch
erhebt diese Liste keinen Anspruch auf Vollstandigkeit und es kénnen auch andere
Kriterien bertcksichtigt werden.

Beispiel:

Maurer X ist als Selbststdndiger in Ungarn erwerbstéatig, wo er auch wohnt. An
Wochenenden ist er als Selbststandiger gelegentlich auch fir ein landwirtschaftliches
Unternehmen in Osterreich tatig. Maurer X ist funf Tage pro Woche in Ungarn und
maximal zwei Tage pro Woche in Osterreich tatig. Maurer X (bt also einen
wesentlichen Teil seiner Tatigkeit in Ungarn aus, daher finden die ungarischen
Rechtsvorschriften Anwendung.

12. Welches Verfahren ist von Selbststandigen einzuhalten, wenn sie in zwel
oder mehr Mitgliedstaaten tatig sind?

Das Verfahrens, das zur Festlegung der anwendbaren Rechtsvorschriften bei
Selbststandigen eingehalten werden muss, welche in zwei oder mehr Mitgliedstaaten
erwerbstatig sind, ist dasselbe wie das unter Punkt 8 dargestellte bei abhangig
Beschaftigten. Selbststdndige sollten sich eigenstandig mit dem Trager im
Wohnmitgliedstaat in Verbindung setzen.

13. Welche Kriterien gelten bei der Feststellung, wo sich der Mittelpunkt der
Tatigkeiten befindet?

Wohnt eine Person nicht in einem der Mitgliedstaaten, in dem sie einen wesentlichen
Teil ihrer Erwerbstatigkeit austibt, unterliegt sie den Rechtsvorschriften des
Mitgliedstaats, in dem sich der Mittelpunkt ihrer Tatigkeiten befindet.

Der Mittelpunkt der Tétigkeiten ist zu ermitteln, indem samtliche Aspekte der
beruflichen Tétigkeit einer Person bertcksichtigt werden, insbesondere die folgenden
Kriterien:

= der Ort, an dem sich die dauerhaften und stdndigen Geschaftsraume befinden,
in denen die betreffende Person ihre Tatigkeit ausubt;

= die Ubliche Eigenart oder Dauer der ausgelibten Tatigkeiten;

= die Zahl der erbrachten Leistungen und

= der Wille der Person, wie er aus der Gesamtheit der Umsténde hervorgeht.

Zusétzlich zu den obigen Kiriterien ist bei der Festlegung der anzuwendenden
Rechtsvorschriften, die voraussichtliche Sachlage in den folgenden zwolf
Kalendermonaten ebenfalls zu beriicksichtigen. Die bisherigen Vorgénge konnen
ebenfalls Bericksichtigung finden, sofern sie ein hinreichend zuverl&ssiges Bild von
der Tétigkeit des Selbstandigen vermitteln.

Beispiele:
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Frau XY ist selbststandig tatig. Sie (bt 60 % ihrer Tatigkeit in Osterreich aus und ist
aullerdem in der Slowakei selbststdndig erwerbstétig, was 40 % ihrer Arbeitszeit in
Anspruch nimmt. Sie wohnt in Osterreich. Da sie einen wesentlichen Teil ihrer
Tatigkeiten in ihrem Wohnmitgliedstaat austbt, finden die &sterreichischen
Rechtsvorschriften Anwendung.

Herr Z ist selbststandig. Er tbt einen Teil seiner Tatigkeit in Belgien und einen Teil in
den Niederlanden aus. Er hat seinen Wohnsitz in Deutschland. Er verfligt nicht ber
stindige und feste Betriebsrdume. Er arbeitet jedoch Uberwiegend in den
Niederlanden und erzielt dort einen Grofdteil seiner Einkiinfte. Er beabsichtigt, sein
Unternehmen in den Niederlanden aufzubauen und steht vor dem Erwerb stéandiger
Betriebsraume. Obwohl Herr Z keinen wesentlichen Teil seiner Tatigkeit in den
Niederlanden ausubt, sprechen die Umsténde, zu denen auch seine Zukunftsplanung
zahlt, daflr, dass er die Niederlande zum Mittelpunkt seiner Tatigkeiten machen will.
Fur Herrn Z gelten die niederlandischen Rechtsvorschriften.

14. Wie stellt sich der Sachverhalt bei Personen dar, die in unterschiedlichen
Mitgliedstaaten eine Beschaftigung und eine selbststandige Tatigkeit
austiben?

Eine Person, die gewohnlich in unterschiedlichen Mitgliedstaaten eine abhéngige
Beschaftigung und eine selbststandige Tatigkeit ausibt, unterliegt den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem die abhéngige Beschaftigung ausgetibt
wird. Ubt er neben der selbststandigen Tatigkeit eine abhangige Beschiftigung in
mehr als einem Mitgliedstaat aus, kommen bei der Feststellung des fiir die abhéngige
Beschaftigung zustandigen Mitgliedstaats die Kriterien gemald Artikel 13 Absatz 1 der
Verordnung 883/2004 (siehe Punkt 1) zur Anwendung.
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Teil 111: Bestimmung des Wohnorts

1. In welchen Fillen spielt der ,,Wohnort* einer Person nach der
Verordnung 883/2004 eine Rolle?

Die in der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 enthaltenen Kollisionsnormen zum
anwendbaren Recht basieren vor allem auf dem Grundsatz der ,,Lex loci laboris
(Recht des Arbeitsortes). Das bedeutet, dass grundsétzlich eine Person, die eine
Beschaftigung oder selbststandige Erwerbstétigkeit in einem Mitgliedstaat ausibt, in
erster Linie den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates unterliegt, in der die
Erwerbstatigkeit tatsdchlich ausgelibt wird (Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe a der
Verordnung (EG) Nr. 883/2004).

Die ,,.Lex domicilii, d. h. das Recht des Wohnsitzlandes, gilt hingegen,

= wenn eine Person keine Erwerbstatigkeit ausibt, z. B. Rentner, Kinder,
Studierende (Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe e der Verordnung (EG)
Nr. 883/2004), oder

= wenn eine Person in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten eine Beschéftigung
ausubt bzw. fur mehrere Arbeitgeber tatig ist (Artikel 13 der Verordnung (EG)
Nr. 883/2004)*.

Der ,,Wohnort* spielt auch bei einem moglichen Zusammentreffen von Leistungen
eine wichtige Rolle als Kollisionsnorm:

Artikel 17:  Anspruch auf Sachleistungen bei Krankheit bei einem Wohnort in
einem anderen als dem zustandigen Mitgliedstaat;

Artikel 23:  Anspruch auf Sachleistungen bei Krankheit fiir Rentner;

Artikel 58: Gewahrung einer Zulage;

Artikel 65:  Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit bei Arbeitslosen, die in
einem anderen als dem zusténdigen Mitgliedstaat gewohnt haben;

Artikel 67:  Anspruch auf Familienleistungen fur Familienangehdrige, die in einem
anderen Mitgliedstaat leben;

Artikel 68: Prioritatsregeln  beim  Zusammentreffen von Anspriichen auf
Familienleistungen;

Artikel 70: besondere beitragsunabhdngige Geldleistungen.

2. Wie ist der Begriff ,,Wohnort*“ definiert?

In Artikel 1 Buchstaben j und k der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 wird eine
Unterscheidung zwischen ,,Wohnort* und ,,Aufenthalt” getroffen: Der Wohnort wird
als Ort des gewohnlichen Aufenthalts einer Person definiert, wahrend der Aufenthalt
einen voriibergehenden Aufenthalt bezeichnet.

“ Sofern nicht andere Elemente nach diesem Artikel maRgebend sind.
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Der Gerichtshof stellte fest, dass der Begriff ,,Wohnmitgliedstaat” in diesem Sinne
den Staat bezeichnet, ,,in dem die Betroffenen gewdhnlich wohnen und in dem sich
auch der gewohnliche Mittelpunkt ihrer Interessen befindet”. Er fiihrte weiter aus,
dass ,,dabei insbesondere die Familiensituation des Arbeitnehmers, die Griinde, die
ihn zum Wandern veranlasst haben, die Dauer des Wohnens, gegebenenfalls die
Innehabung einer festen Anstellung und die Absicht des Arbeitnehmers zu
beriicksichtigen sind, wie sie sich aus einer Gesamtbetrachtung ergibt.**®

Der gewohnliche Mittelpunkt der Interessen einer Person muss anhand der Fakten
unter Beriicksichtigung aller Umsténde ermittelt werden, die auf die tatsachliche Wahl
des Wohnmitgliedstaates einer Person hinweisen.*’

Dieses Verstiandnis des Begriffs ,,Wohnort* hat eine unionsweite Bedeutungw, d. h.es
gilt im Sinne der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung
(EG) Nr. 987/2009 per Definition einheitlich fir alle Leistungen‘“’. Deshalb ist in allen
Fallen, in denen in diesen beiden Verordnungen auf den Begriff ,,Wohnort*“ Bezug
genommen wird, diese européische Definition heranzuziehen, und zwar insbesondere
fir alle Bestimmungen der Verordnungen, durch die mogliche Konflikte zwischen
den Rechtsordnungen geldst werden sollen.

Da durch diese beiden Verordnungen die Systeme der sozialen Sicherheit der
Mitgliedstaaten jedoch nicht harmonisiert, sondern nur koordiniert werden, kénnen
die Mitgliedstaaten grundsétzlich (in ihren nationalen Rechtsvorschriften) zusétzliche
Bedingungen fiir einen Anspruch auf eine bestimmte Leistung oder die Absicherung
in einem bestimmten System der sozialen Sicherheit vorsehen, sofern diese Kriterien
mit dem Recht der Européischen Union und insbesondere mit dem Grundsatz der
Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung von Wanderarbeitnehmern vereinbar
sind. Wenn sich solche zusatzlichen Voraussetzungen auf Mindestaufenthaltszeiten
beziehen, muissen geméall Artikel 6 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 in einem
anderen Mitgliedstaat zurtickgelegte Zeiten im erforderlichen Umfang beriicksichtigt
werden.

Zusatzliche Voraussetzungen kdnnen sich auch daraus ergeben, dass die nationalen
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats einen ,,Wohnort“ im Sinne der
innerstaatlichen  Definition dieses Mitgliedstaats verlangen. Eine derartige
innerstaatliche Definition kann den Anspruch auf eine Leistung von weniger, anderen
oder weiteren Kriterien abhdngig machen, die ebenfalls mit dem EU-Recht vereinbar
sein miissen.*

Der Begriff ,,Aufenthalt“®* ist durch seinen voriibergehenden Charakter und die
Absicht der betreffenden Person zur Rickkehr zu ihrem Wohnort, sobald der

6 Rechtssache C-90/97, Swaddling, Slg. 1999, 1-1075, Randnr. 29.

" Rechtssache 76/76, Di Paolo, Slg. 1977, 315, Randnrn. 17 bis 20, und Rechtssache C-102/91, Knoch, Slg. 1992, |-
4341, Randnrn. 21 und 23.

“® Rechtssache C-90/97, Swaddling, Slg. 1999, 1-1075, Randnr. 28.

“* Das Konzept ,Wohnort* ist fiir die Anwendung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und der Verordnung (EWG)

Nr. 574/72 identisch.

0 Bezuiglich der Einfilhrung einer Priifung der RechtmaRigkeit des Aufenthalts wird auf die Rechtssache C-140/12,
Brey (noch nicht veréffentlicht) und weitere einschlagige Urteile des Gerichtshofs zu diesem Thema verwiesen.

*" Oder eine andere Form eines Aufenthalts in einem Mitgliedstaat, in dem sich nicht der gewdhnliche Aufenthalt
befindet.
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zugrunde liegende Zweck des Aufenthalts in einem anderen Mitgliedstaat erfllt ist,
gekennzeichnet. Fiir einen ,,Aufenthalt ist somit die physische Anwesenheit der
betreffenden Person auf3erhalb ihres gewohnlichen Aufenthaltsortes erforderlich.

Da die Regeln Uber die anwendbaren Rechtsvorschriften auf dem Grundsatz beruhen,
dass fur jede Person, die in den Geltungsbereich der Verordnungen fallt, die
Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaates gelten®®, kann aus diesem
Grundsatz die Schlussfolgerung gezogen werden, dass jede Person nur einen Wohnort
im Sinne der Verordnungen haben kann®,

Des Weiteren kann daraus abgeleitet werden, dass jede Person Uber einen Wohnort
verfiigen muss, da sonst ein negativer Konflikt in Bezug auf die anwendbaren
Rechtsvorschriften auftreten kann, der durch die Verordnungen verhindert werden
soll.

Dieser Wohnort muss nicht unbedingt im territorialen Geltungsbereich der
Verordnungen liegen, d. h. er kann sich auch in einem Drittland befinden (z. B. im
Fall eines Unternehmensvertreters oder eines anderen Wanderarbeitnehmers mit
Wohnsitz in einem Drittland, der aus geschaftlichen Grunden in verschiedenen
Mitgliedstaaten unterwegs ist, aber zwischen den einzelnen Reisen in sein
Herkunftsland zuriickkehrt™®).

3. Kriterien fur die Bestimmung des Wohnortes

Unter Bericksichtigung der vom Gerichtshof festgestellten Kriterien fir die
Bestimmung des Wohnortes im Sinne des Artikels 1 Buchstabe j der Verordnung
(EG) Nr. 883/2004 legte der Gesetzgeber in Artikel 11 der Verordnung (EG)
Nr. 987/2009 eine Regel fest, welche dann, wenn ,,eine Meinungsverschiedenheit
zwischen den Trdagern von zwei oder mehreren Mitgliedstaaten besteht” die
Bestimmung des Wohnortes einer Person ermdéglichen soll,. Dieser neue Artikel soll
ein Hilfsmittel sein, mit dem gewaéhrleistet wird, dass in dem Ausnahmefall, dass sich
zwei Tréger nicht Gber den Wohnort einigen kénnen, dennoch stets ein Mitgliedstaat
als Wohnmitgliedstaat bestimmt werden kann.

Um den Mittelpunkt der Interessen der betreffenden Person zu bestimmen, mussen
diese Trager gemal Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009
gemeinsam eine ,,Gesamtbewertung® aller vorliegenden Angaben zu den
einschlagigen Fakten vornehmen, bei der gegebenenfalls mehrere Kriterien
beriicksichtigt werden kdnnen.

Die Kriterien zur Bestimmung des Wohnortes sind explizit nicht erschopfend
(,,insbesondere” im Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache Swaddling und
»gehoren konnen in Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009) und sind stets
zugrunde zu legen, wenn der Wohnort einer Person zu bestimmen ist:

= familidre Verhéltnisse (Familienstand und familidre Bindungen);

%2 Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004.
%% Rechtssache C-589/10, Wencel, noch nicht verdffentlicht, Randnrn. 43 bis 51.
¥ Rechtssache 13/73, Hakenberg, Slg. 1973, 935, Randnrn. 29 bis 32.
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= Dauer und Kontinuitat des Aufenthalts im betreffenden Mitgliedstaat®;

= Beschéftigungssituation (Art und spezifische Merkmale einer ausgeubten
Tatigkeit, insbesondere der Ort, an dem eine solche Tétigkeit in der Regel
ausgeubt wird, Dauerhaftigkeit der Tatigkeit und Dauer des Arbeitsvertrages);

= Auslbung einer nicht bezahlten Tétigkeit;

= im Falle von Studierenden ihre Einkommensquelle;

= Wohnsituation, insbesondere deren dauerhafter Charakter;

= Mitgliedstaat, der als der steuerliche Wohnsitz der Person gilt;

= Grinde fir den Wohnortwechsel;

= Wille der betreffenden Person, wie er sich aus einer Gesamtbetrachtung ergibt.

Bei diesen Kriterien wird zwischen den mit objektiven Merkmalen des gewohnlichen
Aufenthaltsortes wie die Dauer und Kontinuitdt des Aufenthalts im betreffenden
Mitgliedstaat verbundenen Elementen und den auf die Situation einer Person
anzuwendenden Elementen unterschieden. Bei samtlichen dieser Elemente handelt es
sich um rein faktische Kriterien, d. h. sie sind unabhangig von ihrer RechtmaRigkeit
zu bewerten (z. B. spielen die Art und spezifische Merkmale einer bezahlten Tatigkeit
auch bei einer illegalen Beschéftigung eine Rolle).

Der Wille der betreffenden Person muss bewertet werden, wie er sich aus einer
Gesamtbetrachtung ergibt. Daher muss er durch faktische Beweise untermauert
werden, d. h. er kann nur berticksichtigt werden, wenn er durch objektive Fakten und
Umsténde gestiitzt wird. Die bloRe Erklarung einer Person, dass sie davon ausgeht
oder sich winscht, ihren Wohnort an einem bestimmten Ort zu haben, ist nicht
ausreichend.

Fur Falle, in denen Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 wegen einer
Meinungsverschiedenheit zwischen den Trégern wvon zwei oder mehreren
Mitgliedstaaten Uber die Bestimmung des Wohnorts einer Person Anwendung findet,
ist in Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 vorgesehen, dass der
Wille der betreffenden Person als ausschlaggebend gilt, d. h. wenn die
Bertcksichtigung der auf die maligebenden Fakten gestutzten verschiedenen Kriterien
zu keiner klaren Ldsung fihrt.

Eine Person, die in ein anderes Land umzieht und keine wesentlichen Bindungen zu
ihrem Herkunftsland beibehalt, kann nicht mehr als in diesem wohnhaft betrachtet
werden, selbst wenn sie die Absicht hat, in dieses Land zuriickzukehren. Dies gilt
beispielsweise in Féllen, in denen eine abwandernde Person Kkeine
Familienangehdrigen, kein Haus bzw. keine gemietete Wohnung oder keine Anschrift
hat, unter der sie im Herkunftsland noch zu erreichen ist.

Die vorstehend ermittelten Elemente bzw. Kriterien fir die Bestimmung des
Wohnortes sind nicht erschopfend. Sie gelten nur ,,gegebenenfalls®, d. h. nicht alle
Kriterien konnen in allen Fallen zugrunde gelegt werden. Sie werden von der
einschlagigen Rechtsprechung des Gerichtshofes und Artikel 11 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 987/2009 abgeleitet, es konnen jedoch auch andere Kriterien
von Bedeutung sein.

*® Es ist jedoch nicht méglich, bestimmte Mindestaufenthaltszeiten zu fordern, Rechtssache C-90/97, Swaddling, Sig.
1999, 1-1075, Randnr. 30.
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H&aufig nehmen die Tréger einfach an, dass der Wohnort mit der angegebenen
Wohnadresse einer Person ubereinstimmt. Eine Anmeldung kann zwar als Hinweis
auf die Absicht einer Person betrachtet werden, doch ist diese in keiner Weise
entscheidend und kann nicht als Voraussetzung dafiir gelten, dass eine Person an
einem bestimmten Ort wohnhaft ist.

Zwar haben die verschiedenen vom Gerichtshof festgestellten und in Artikel 11
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 enthaltenen Kriterien nicht alle dieselbe
Gewichtung oder Bedeutung, doch andererseits besteht auch keine Rangfolge
zwischen ihnen. Es gibt kein schnelles und einfaches Kriterium, das als mafigebend
betrachtet werden kann, vielmehr muss jeder Einzelfall nach seinen individuellen
Merkmalen auf Grundlage einer Gesamtbetrachtung aller einschldgigen Fakten und
Umsténde bewertet werden.

4. Einige Beispiele, bei denen die Bestimmung des Wohnortes mit
Schwierigkeiten verbunden sein kann

Die Bestimmung des Wohnortes einer Person kann sich bei zwei Arten von
Situationen besonders schwierig gestalten:

a) bei sehr mobilen Personen, die haufig von einem Mitgliedstaat in einen
anderen umziehen oder gleichzeitig in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten
leben (= positiver Konflikt zwischen mehr als einem moglichen Wohnort),
und

b) bei Personen mit relativ instabilen Lebensverhaltnissen, die sich z. B. in einer
Behelfsunterkunft, einem Krankenhaus, einem Studentenwohnheim oder im
Gefangnis aufhalten, wobei diese Situation von den betroffenen Personen
maoglicherweise nur als vorlbergehend betrachtet wird, die aber keinen
gewohnlichen Aufenthaltsort oder festen Wohnsitz haben (negativer Konflikt
beim Fehlen eines offensichtlichen gewohnlichen Aufenthaltsortes).

Die folgenden Beispiele von vereinfachten Sachverhalten sollen lediglich als
Orientierungshilfe und zur weiteren Klarstellung dienen. Die betreffenden Trager
werden durch sie nicht von der Bewertung jedes Einzelfalls anhand der jeweiligen
spezifischen Merkmale und Umstande entbunden.

Die Beispiele sollen bestimmte Merkmale beleuchten, die mdoglicherweise in
zahlreichen Féllen festzustellen sind, auch wenn die meisten konkreten Félle mehr als
nur eines dieser spezifischen Merkmale aufweisen, sowie kldren, wie diese
spezifischen Merkmale in Bezug auf den Wohnort zu gewichten sind. Diese Beispiele
lassen jedoch nicht die Beurteilung oder Feststellung zu, ob in einem konkreten Fall
die Rechtsvorschriften eines bestimmten Landes anwendbar sind oder welches Land
flr die Leistungen zusténdig ist.

Sie zeigen die Uberlegungen auf, die auf Grundlage der zur Verfilgung stehenden
Informationen zu einer bestimmten Losung fiihren konnen, es wird aber nicht
ausgeschlossen, dass eine Gesamtbetrachtung aller relevanten Fakten und Umsténde
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in einem bestimmten Fall aufgrund zusétzlicher oder anderer Aspekte zu einem
anderen Ergebnis fuhren kann. Zu beachten ist ferner, dass die Beispiele den
Sachverhalt zu einem bestimmten Zeitpunkt beschreiben und dass die Beurteilung des
Wohnorts anders ausfallen kann, wenn diese Situation langer dauert oder wenn sich
die Umstande im Laufe der Zeit andern.

4.1. Grenzganger

Herr A. ist ein belgischer Staatsangehdriger, der mit seiner Frau und zwei Kindern in
Belgien lebt. Er arbeitet in Frankreich, wo er eine Wohnung gemietet hat. Er kehrt in
der Regel jedes Wochenende zu seiner Familie zuriick.

Bewertung
Herr A. verbringt den grofiten Teil seiner Zeit in Frankreich. Dies ist auch der Ort, an

dem er eine feste Anstellung innehat und gewohnlich eine Erwerbstatigkeit ausubt.
Andererseits weisen die Wohnsituation und die familidaren Verhaltnisse eindeutig
darauf hin, dass der Mittelpunkt seiner Interessen weiterhin in Belgien ist. Er unterhalt
eine enge Bindung zu seiner Familie und zum Wohnsitz seiner Familie, zu dem er
regelmélig an den Wochenenden zurtickkehrt. Dies macht deutlich, dass er
beabsichtigt, sich nur vorubergehend, und nur solange dies aufgrund seiner Arbeit
erforderlich ist, in Frankreich aufzuhalten.

Schlussfolgerung

Da Herr A. beabsichtigt, sich nur voriibergehend in Frankreich aufzuhalten, und da er
wahrend dieser Zeit enge Verbindungen zu seiner Familie in Belgien unterhalt, ist der
Mittelpunkt seiner Interessen und somit der gewohnliche Wohnort weiterhin in
Belgien. Herr A. ist ein typischer Grenzganger im Sinne des Artikels 1 Buchstabe f
der Verordnung (EG) Nr. 883/2004.%°

4.2. Saisonarbeitnehmer

Herr B. ist ein polnischer Studierender, der von Weihnachten bis April als Kellner in
einem oOsterreichischen Skiort arbeitet. Wahrend dieser Zeit schlaft er in einem
kleinen Zimmer in dem Hotel, in dem er beschaftigt ist. Nach dieser Zeit mochte er
nach Polen zum Wohnsitz seiner Eltern zurtickkehren.

Bewertung
Im Gegensatz zum vorhergehenden Beispiel kehrt Herr B. wahrend seiner saisonalen

Beschaftigung nicht regelmé&Rig in sein Herkunftsland zurtick. Allerdings weist seine
Wohnsituation in Osterreich eindeutig darauf hin, dass er nicht die Absicht hat, dort
dauerhaft zu leben. Er halt sich in Osterreich ausschlieBlich aufgrund seines
Arbeitsplatzes auf. Er hat keine feste Anstellung, sondern nur einen befristeten
Arbeitsvertrag. Seine Absicht, nach Beendigung des Beschéaftigungsverhaltnisses
wieder in sein Herkunftsland zurlickzukehren, die durch die Gesamtbetrachtung seiner
Wohn- und Arbeitsbedingungen untermauert wird, zeigt, dass er stets seinen
gewohnlichen Aufenthalt in Polen aufrechterhalten hat.

% Siehe auch Rechtssache 76/76, Di Paolo, Slg. 1977, 315, Randnrn. 17 bis 20.
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Schlussfolgerung

Wie die meisten Saisonarbeitskrafte hélt sich Herr B. nur vorubergehend in dem Land
auf, in dem er beschéftigt ist, und beh&lt somit wéhrend seiner saisonalen
Beschaftigung seinen Wohnort in seinem Herkunftsland.

4.3. Entsandte Arbeitnehmer (A)

Herr C. lebt mit seiner Familie in Frankreich. Er wird von seinem Arbeitgeber fur
zwei Jahre nach Belgien entsandt. Wahrend des Urlaubs kehrt er nach Frankreich
zuruck und besucht seine Familie. Gemal dem Steuerabkommen zwischen Frankreich
und Belgien entrichtet er die Einkommensteuer nur in den ersten sechs Monaten in
Frankreich und anschlielend in Belgien. Nach Beendigung seiner Beschéftigung in
Belgien beabsichtigt er, zum Wohnsitz seiner Familie in Frankreich zurtickzukehren.

Bewertung
Eine Entsendung erfolgt tber einen befristeten Zeitraum und ist ihrer Art nach somit

voriibergehend. Auch die Tatsache, dass die Familie von Herrn C. wahrend des
Zeitraums der Entsendung weiterhin in Frankreich wohnhaft ist, ist ein Hinweis, dass
er seinen gewohnlichen Aufenthalt wahrend des Zeitraums der Entsendung weiterhin
in seinem Herkunftsland hat.

Dies é&ndert sich auch nicht durch die Tatsache, dass entsprechend den
Steuerabkommen die Steuern in der Regel nur in den ersten sechs Monaten der
Entsendung im Herkunftsland und anschlieBend im Land der Beschéaftigung zu
entrichten sind.

Schlussfolgerung
Herr C. ist auch wahrend des Zeitraums seiner Entsendung weiterhin in seinem
Herkunftsland (Frankreich) wohnhaft.

4.4. Entsandte Arbeitnehmer (B)

Herr D. lebt mit seiner Familie in Frankreich. Er wird von seinem Arbeitgeber fur
zwei Jahre nach Belgien entsandt. Er vermietet sein Haus in Frankreich an eine andere
Familie und zieht mit seiner eigenen Familie an den neuen Besch&ftigungsort in
Belgien um.

Bewertung
Im Gegensatz zum vorhergehenden Beispiel zient Herr D. wéhrend des

Entsendungszeitraums mit seiner Familie in das neue Beschaftigungsland um. Da er
sein Haus in Frankreich an eine andere Familie vermietet hat, wird er nicht
regelméaliig dorthin zurtickkehren.

Schlussfolgerung

Sowohl die familidren Verhéltnisse als auch die Beschaftigungssituation von Herrn D.
weisen darauf hin, dass er den Mittelpunkt seiner Interessen tatsdchlich nach Belgien
verlagert hat und wahrend des Entsendungszeitraums dort wohnhaft ist.
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4.5. Studierende (A)

Herr E. ist Studierender. Seine Eltern leben in Belgien, er hélt sich zu Studienzwecken
jedoch in Paris auf, wo er eine kleine Wohnung gemietet hat. Sein Studium wird von
seinen Eltern finanziert. Er kehrt jedes Wochenende zu seinen Eltern zurtick.

Bewertung
Das Studium von Herrn E. stellt eine nicht bezahlte Téatigkeit dar, bei der es sich um

eines der in Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 genannten
Elemente handelt. Andererseits wird sein Studium von seinen Eltern finanziert, von
denen er noch abhéngig ist. Fir Studierende wurde ihre Einkommensquelle in
Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 als zu berticksichtigendes
spezifisches Kriterium aufgenommen.

Schlussfolgerung

Die Tatsache, dass Herr E. regelmaRig jedes Wochenende zum Wohnsitz seiner Eltern
zurlickkehrt, er noch Unterhalt von seinen Eltern erhélt und diese auch sein Studium
finanzieren, ist als deutlicher Hinweis daftr zu werten, dass sein gewohnlicher
Aufenthaltsort noch in Belgien ist, wo seine Eltern leben.

4.6. Studierende (B)

Herr F. ist Studierender. Seine Eltern leben in Belgien, er halt sich zu Studienzwecken
jedoch in Frankreich auf, wo er eine kleine Wohnung gemietet hat. Er hat Anspruch
auf ein franzosisches Stipendium, das all seine Ausgaben abdeckt. Die Wochenenden
verbringt er meistens in Frankreich mit seinen Freunden.

Bewertung
In diesem Fall sprechen die meisten in Artikel 11 Absatz 1 der Verordnung (EG)

Nr.987/2009  aufgefihrten  Anhaltspunkte  (nicht  bezahlte  Tatigkeit,
Einkommensquelle, Wohnsituation) fur die Annahme, dass Herr F. den Mittelpunkt
seiner Interessen nach Frankreich verlagert hat.

Schlussfolgerung
Da Herr F. seinen Lebensunterhalt in Frankreich verdient und er dort unabhéngig lebt,
kann er als dort wohnhaft angesehen werden.

4.7. Rentner (A)

Herr G. ist ein deutscher Rentner. In Deutschland besitzt er ein Haus mit Garten. Er
verbrachte seine meisten Urlaube mit seiner Frau in Spanien. Nach dem Eintritt in den
Ruhestand kaufen sie eine kleine Wohnung in dem Sommerurlaubsort in Spanien, in
dem sie meistens ihre Urlaube verbracht hatten. Jetzt leben sie die Halfte des Jahres in
der Wohnung in Spanien und die andere Halfte des Jahres in ihrem Haus in
Deutschland.

Bewertung
In diesem Fall liefern weder die Dauer und Kontinuitdt des Aufenthalts in

Deutschland oder in Spanien noch die familidren Verhéltnisse einen klaren Hinweis.
Es konnte die Annahme in Erwégung gezogen werden, dass sich der Wohnort alle
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sechs Monate &ndert, doch die Zugrundelegung von zwei sich wechselnden
Wohnorten innerhalb eines Jahres ist zu vermeiden.

Die Tatsache, dass Herr G. und seine Frau in Deutschland ein Haus und in Spanien
nur eine kleine Wohnung besitzen, sie deutsche Staatsangehorige sind, ihr
Arbeitsleben groftenteils in Deutschland verbracht haben und (nur) eine deutsche
Rente beziehen, sprechen fir die Annahme, dass sie ihre engsten Bindungen, d. h. den
Mittelpunkt ihrer persdnlichen, sozialen und wirtschaftlichen Interessen, selbst in den
Zeitraumen, die sie in Spanien verbringen, in Deutschland haben.

Schlussfolgerung
Herr G. und seine Frau sind weiterhin in Deutschland wohnhaft, selbst in den
Zeitraumen, die sie in Spanien verbringen.

4.8. Rentner (B)

Herr H., ein Staatsangehdriger des Vereinigten Konigreichs, beschlieRt, zusammen
mit seiner Frau seinen Ruhestand in Portugal zu verbringen. Er erwirbt ein Haus in
Portugal, behalt aber sein Haus im Vereinigten Konigreich, in dem jetzt die Familie
seiner Tochter lebt. Das Ehepaar betrachtet sein neues Haus in Portugal jedoch nicht
als seinen ,,Wohnort* und nimmt an, dass sein Wohnort nach wie vor im Vereinigten
Kdnigreich ist.

Bewertung
Im Gegensatz zum vorhergehenden Fall verbringen Herr H. und seine Frau ihre Zeit

groftenteils in Portugal. Sie besitzen zwar noch ein Haus im Vereinigten Konigreich,
doch in diesem lebt jetzt die Familie ihres Kindes. Sie unterhalten noch gewisse
kulturelle und wirtschaftliche Bindungen zum Vereinigten Konigreich, in dem sie
aufgewachsen sind, groftenteils ihr Arbeitsleben verbracht haben und von dem sie
ihre Rente beziehen, doch die Tatsache, dass sie tatsachlich und vollstdndig nach
Portugal umgezogen sind, hat in diesem Fall gréReres Gewicht.

Schlussfolgerung
Trotz ihrer gegenteiligen Absichtserklarung werden Herr H. und seine Frau als in
Portugal wohnhaft betrachtet.

4.9. Nicht erwerbstéatige, sehr mobile Personen (A)

Herr 1. ist alleinstenend und arbeitslos. Auf der Suche nach einer Beschéaftigung
verlasst er das Haus seiner Familie und zieht in einen anderen Mitgliedstaat um, in
dem er keine Meldeadresse und keine feste Anstellung hat, sondern die Nachte in der
Wohnung eines Freundes verbringt. Er versucht, seinen Lebensunterhalt als
Stralenmusiker und mit Sammeln von Geld auf der Stral3e zu verdienen.

Bewertung
Herr 1. hat keine engen sozialen und wirtschaftlichen Bindungen zu dem

Mitgliedstaat, in dem er jetzt lebt. Er verfugt weder ber eine feste Wohnung noch
eine Adresse in diesem Land. Daher kann angenommen werden, dass er seinen
Wohnort noch an dem Ort unterhalt, an dem seine Familie wohnt, da dies das stabilste
Element in dieser Situation ist.
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Schlussfolgerung
Herr 1. behélt wéhrend seines Aufenthalts in einem anderen Mitgliedstaat seinen
Wohnort in seinem Herkunftsland.

4.10. Nicht erwerbstéatige, sehr mobile Personen (B)

Herr J. ist alleinstehend und arbeitslos. Auf der Suche nach einer Beschaftigung
kiindigt er den Mietvertrag fur seine Wohnung in seinem Herkunftsland und zieht in
einen anderen Mitgliedstaat um, wobei er seine gesamte personliche Habe mitnimmt.
Er behélt keine Adresse in seinem Herkunftsland und erklart, er habe nicht die
Absicht, dorthin zurlickzukehren.

Bewertung
Herr J. hat keine engen sozialen und wirtschaftlichen Bindungen zu dem

Mitgliedstaat, in dem er jetzt lebt. Er verfigt weder tber eine feste Wohnung noch
eine Adresse in diesem Land. Allerdings hat er seine Bindungen zu seinem
Herkunftsland vollstdndig gelost und dort auch keinen gewohnlichen Aufenthalt
mehr. Seine Absichtserklarung wird daher durch die faktischen Umsténde gestitzt.

Schlussfolgerung

Selbst wenn Herr J. seinen aktuellen Aufenthalt in der Wohnung eines Freundes nur
als ,,voriibergehende* Losung sieht, muss diese als sein gewohnlicher Aufenthaltsort
im Sinne des Artikels 1 Buchstabe j der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 gesehen
werden, da er keine Verbindung oder enge Bindung zu einem anderen Ort unterhélt
und daher nicht als an einem anderen Ort wohnhaft betrachtet werden kann.
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Teil IV: Ubergangsbestimmungen

1. Bestehen besondere Regelungen, wenn bereits eine Entscheidung tber die
anwendbaren Rechtsvorschriften gemald der Verordnung 1408/71 oder
vor dem 28. Juni 2012 gemaR der Verordnung 883/2004 ergangen ist?

Die Artikel 87 Absatz 8 und 87a der Verordnung 883/2004 bewirken, dass, wenn eine
Person aufgrund der Einfiihrung der neuen Verordnung den Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaats als jenes Mitgliedstaats unterliegt, der bereits gemal der
Verordnung 1408/71 oder geméaR der Verordnung 883/2004 in der vor dem 28. Juni
2012 geltenden Fassung bestimmt wurde, die bisherige Entscheidung weiterhin gilt,
sofern sich der bis dahin vorherrschende Sachverhalt nicht dndert.

Die erste Voraussetzung fir die Anwendung der Artikel 87 Absatz 8 und 87a lautet,
dass aufgrund des Inkrafttretens der Verordnung 883/2004 oder der Verordnung
465/2012 eine Person den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats als jenes
Mitgliedstaats unterliegen wiirde, der bereits gema Titel I1 der Verordnung 1408/71°’
oder vor dem 28. Juni 2012 gemaR Titel 11 der Verordnung 883/2004 bestimmt wurde.

Die zweite Voraussetzung fir die Anwendung der Artikel 87 Absatz 8 und 87a lautet,
dass sich der bis dahin vorherrschende Sachverhalt nicht andert.

Der Zweck dieser Bestimmung ist, eine Vielzahl von Anderungen der anwendbaren
Rechtsvorschriften bei der Umstellung auf die neue Verordnung zu vermeiden und fur
die betreffende Person hinsichtlich der anwendbaren Rechtsvorschriften eine ,,weiche
Landung® zu ermoglichen, falls sich Abweichungen hinsichtlich der nach der
Verordnung 1408/71 oder des friheren Wortlauts der Verordnung 883/2004
anwendbaren Rechtsvorschriften (des zustandigen Mitgliedstaats) und der nach der
geédnderten Verordnung 883/2004 anwendbaren Rechtsvorschriften ergeben.

Die Erorterungen der Verwaltungskommission zeigten, dass einfache Regelungen
festgelegt und von allen bezeichneten Tragern auf einheitliche Weise angewandt
werden miussen, so dass die angewandten Kriterien als fair, praxisgerecht und
transparent empfunden werden.

Gemal} der Verordnung 1408/71 hat der bezeichnete Trdger des zustandigen
Mitgliedstaats, der betreffenden Person eine Bescheinigung auszustellen, aus der
hervorgeht, dass diese den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats unterliegt
(Artikel 12a der Verordnung 574/72%%). Im Rahmen der Verordnung 883/2004 hat der
bezeichnete Trager des zustandigen Mitgliedstaats auRerdem die betreffende Person
zu unterrichten und auf Antrag eine Bescheinigung Uber die anwendbaren
Rechtsvorschriften vorzulegen (Artikel 16 Absatz5 und Artikel 19 Absatz 2 der
Verordnung 987/2009). Da der zustdndige Mitgliedstaat, der zuletzt gemal der

*" Die Verwaltungskommission vereinbarte, dass Artikel 87Absatz 8 der Verordnung 883/2004 auch auf Rheinschiffer
anwendbar sein soll, fir die die anwendbaren Rechtsvorschriften zuvor gemaf Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung
1408/71 bestimmt wurden.

%8 Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates vom 21. Marz 1972 tber die Durchfiihrung der Verordnung (EWG) Nr.
1408/71 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der
Gemeinschaft zu- und abwandern, ABI. L 74 vom 27.3.1972, S. 1.
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Verordnung 1408/71 oder der Verordnung 883/2004 bestimmt wurde und die
Bescheinigung tber die anwendbaren Rechtsvorschriften ausgestellt hat, am besten
fur die Prifung geeignet ist, ob der Sachverhalt nach Inkrafttreten der Verordnung
883/2004 oder spaterer Fassungen unverandert geblieben ist, wurde vereinbart:

= Erforderlichenfalls hat der zustandige Mitgliedstaat, der zuletzt gemaR der
Verordnung 1408/71 oder der Verordnung 883/2004 bestimmt wurde und der
die Bescheinigung uber die anwendbaren Rechtsvorschriften (Vordruck E101,
PD Al) ausgestellt hat, zu prufen, ob der vorherrschende Sachverhalt nach wie
vor unverandert ist, und eine neue Bescheinigung (ber die anwendbaren
Rechtsvorschriften auszustellen, falls der Sachverhalt unverandert ist (PD Al).

Die Anderung des vorherrschenden Sachverhalts bezieht sich auf den Sachverhalt, der
in Bezug auf die betreffende Person oder ihren Arbeitgeber fur die vorherige
Festlegung der anzuwendenden Rechtsvorschriften gemaR der Verordnung 1408/71
oder gemaR des friheren Wortlauts von Titel Il der Verordnung 883/2004 mal3geblich
gewesen wére. Daher gilt:

= FEine Anderung des ,vorherrschenden Sachverhalts“ gemiB Artikel 87
Absatz 8 und Artikel 87a der Verordnung 883/2004 bedeutet, dass sich nach
Inkrafttreten der Verordnung 883/2004 oder einer ihrer spateren Anderungen
der fir die Bestimmung der anwendbaren Rechtsvorschriften gemafd Titel 11
der Verordnung 1408/71 oder der VVerordnung 883/2004 relevante Sachverhalt
geandert hat und diese Anderung dazu gefilhrt hatte, dass die betreffende
Person den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats als jenes Staats
unterliegt, der zuletzt nach Titel 1l der Verordnung 1408/71 oder nach der
Verordnung 883/2004 festgestellt worden war.

= Grundsétzlich gilt ein neues Arbeitsverhdltnis im Sinne eines
Arbeitgeberwechsels, die Beendigung eines der Arbeitsverhaltnisses oder ein
grenziiberschreitender Wohnsitzwechsel immer als eine Anderung des
vorherrschenden Sachverhalts. Falls unterschiedliche Auffassungen vertreten
werden, sind die beteiligten Tréger gehalten, eine gemeinsame L&sung
herbeizufthren.

= Das Auslaufen einer Bescheinigung tber die anwendbaren Rechtsvorschriften
(Vordruck E101, PD A1) gilt nicht als Anderung des ,,vorherrschenden
Sachverhalts®.

= Wer den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats unterstellt werden mdchte,
dessen Rechtsvorschriften nach der gednderten Fassung der Verordnung
883/2004 zur Anwendung k&men, hat dies geméaR Artikel 87 Absatz 8 oder
Artikel 87a dieser Verordnung bei dem bezeichneten Trager des betreffenden
Mitgliedstaats oder, wenn eine Tatigkeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten
ausgetibt wird, bei dem bezeichneten Trager des Wohnmitgliedstaats zu
beantragen.

Beispiel 1:
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Ab dem 1.1.2010 Ubt eine in Frankreich wohnende Person eine abhéngige
Beschaftigung flr einen einzigen Arbeitgeber in Frankreich und in Spanien aus, wo
der Arbeitgeber seinen Sitz hat. In Frankreich werden nur 15 % der Tétigkeit
ausgelibt. Frankreich ist gemaR Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b Zifferi) der
Verordnung 1408/71 der zustdndige Mitgliedstaat, nicht aber gemaR Artikel 13
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung 883/2004. Dies bedeutet, dass Artikel 87
Absatz 8 anwendbar ist und die betreffende Person nach Inkrafttreten der VVerordnung
883/2004 weiterhin den franzdsischen Rechtsvorschriften unterliegt, sofern sie sich
nicht geméal Artikel 87 Absatz 8 der Verordnung 883/2004 fiur die Anwendung der
spanischen Rechtsvorschriften entscheidet.

Beispiel 2:

Ein Pilot wohnt in Deutschland und ist seit 2009 bei einer Fluggesellschaft
beschéftigt, die ihren eingetragenen Sitz in Irland hat. Seine Heimatbasis ist
Luxemburg. Nach der Verordnung 1408/71 war er nicht uberwiegend in Deutschland
beschéftigt, so dass Irland der zustandige Mitgliedstaat war. Er Ubte jedoch nach dem
1. Mai 2010 einen wesentlichen Teil seiner Erwerbstatigkeit im Sinne der Verordnung
883/2004 in Deutschland aus. Infolge der Anwendung von Artikel 87 Absatz 8 der
Verordnung 883/2004 konnte der Pilot weiterhin unter die Rechtsvorschriften fallen,
wie sie zuletzt gemaR Titel 11 der Verordnung 1408/71 festgestellt worden waren
(Irland). Infolge von Artikel 87a der Verordnung 883/2004 konnen bis zum 27. Juni
2022°° weiterhin die irischen Rechtsvorschriften zur sozialen Sicherheit fiir ihn gelten,
sofern sich der fiir ihn vorherrschende Sachverhalt nicht dndert, obwohl sich seine
Heimatbasis in Luxemburg befindet.

Die Verordnungen 883/2004 und 987/2009 gelten fur die Schweiz seit dem 1. April
2012 und fir Island, Liechtenstein und Norwegen seit dem 1. Juni 2012. Da die
Ubergangsfrist eine Schutzbestimmung ist und Anderungen der anwendbaren
Rechtsvorschriften am Tag des Wechsels zu den neuen Bestimmungen Uber die
anwendbaren Rechtsvorschriften verhindert, gilt Artikel 87 analog hinsichtlich der
vollen 10-Jahres-Frist. Demnach endet die Ubergangsfrist im Verhaltnis zur Schweiz
am 31. Mdrz 2022 und im Verhdltnis zu Island, Liechtenstein und Norwegen am 31.
Mai 2022,

Die mit der Verordnung 465/2012 eingefiihrten Anderungen, wie z. B. die Einfiihrung
des Konzepts der ,,Heimatbasis* als entscheidender Anhaltspunkt fiir die Bestimmung
der fir Flug- und Kabinenbesatzungen geltenden Rechtsvorschriften, gelten fiir
Island, Liechtenstein und Norwegen seit dem 2. Februar 2013.

Fur Drittstaatsangehorige ist die Verordnung 1231/2010 am 1. Januar 2011 in Kraft
getreten, so dass die Ubergangsfrist des Artikels 87 Absatz 8 der Verordnung
883/2004 am 31. Dezember 2020 ablaufen wird und die Frist des Artikels 87a am 27.
Juni 2022.

% 10 Jahre nach Inkrafttreten der Verordnung 465/2012.
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2. Ab welchem Stichtag gelten die anwendbaren Rechtsvorschriften, wenn
eine Person, auf die die Ubergangsvereinbarungen Anwendung finden,
die Beurteilung nach den neuen Vorschriften der Verordnung 883/2004
beantragt?

Wie bereits dargelegt, kann eine Person, fur die die anwendbaren Rechtsvorschriften
gemal der Verordnung 1408/71 oder vor dem 28. Juni 2012 gemaR der Verordnung
883/2004 festgestellt wurden, beantragen, den nach den geénderten Vorschriften der
Verordnung 883/2004 geltenden Rechtsvorschriften unterstellt zu werden. Beim
Ubergang von der Verordnung 1408/71 zur Verordnung 883/2004 gilt Folgendes:
Wurde dieser Antrag bis zum 31.Juli 2010 gestellt, tritt die Anderung der
anwendbaren Rechtsvorschriften zum 1. Mai 2010 in Kraft, d. h. dem Datum des
Inkrafttretens der neuen Verordnungen. Ging der Antrag nach dem 31. Juli 2010 ein,
also mehr als drei Monate nach Inkrafttreten der neuen Verordnungen, gelten etwaige
Entscheidungen ab dem 1. Tag des Monats nach dem Monat, in dem der Antrag
gestellt wurde.

Beim Ubergang von der Verordnung 883/2004 zur Anderungsverordnung 465/2012
gilt Folgendes: Bis zum 29. September 2012 gestellte Antrdge gelten als am 28. Juni
2012 wirksam geworden. Nach dem 29. September 2012 gestellte Antrdge werden am
ersten Tag des auf die Antragstellung folgenden Monats wirksam.

Dezember 2013 59/59

Social






	Einführung
	1. Warum dieser Leitfaden?
	2. Die Regelungen auf einen Blick

	TEIL I: Entsendung von Arbeitnehmern
	1. Welches System der sozialen Sicherheit gilt für in andere Mitgliedstaaten entsandte Arbeitnehmer?
	2. Wie wird die Entsendung von Arbeitnehmern in den spezifischen Rechtsvorschriften der Gemeinschaft definiert?
	3. Nach welchen Kriterien wird bestimmt, ob ein Arbeitgeber gewöhnlich im „Entsendestaat“ tätig ist?
	4. Wann kann man von einer arbeitsrechtlichen Bindung zwischen dem entsendenden Unternehmen und dem entsandten Arbeitnehmer sprechen?
	5. Welche Regeln gelten für Arbeitnehmer, die in einem Mitgliedstaat zum Zweck der Entsendung in einen anderen eingestellt werden?
	6. Was geschieht, wenn ein Arbeitnehmer entsandt wird, um für mehrere Unternehmen zu arbeiten?
	7. Gibt es Fälle, in denen es absolut unmöglich ist, die Entsendevorschriften anzuwenden?
	8. Welche Bestimmungen gelten für Selbstständige, die vorübergehend eine Tätigkeit in einem anderen Mitgliedstaat ausüben?
	9. Nach welchen Kriterien wird entschieden, ob eine Person gewöhnlich in einem Mitgliedstaat eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt?
	10. Was bedeutet eine „ähnliche Tätigkeit“?
	11. Wie sehen die Verfahren für eine Entsendung aus?
	12. Vereinbarungen über Ausnahmen von den Entsendevorschriften
	13. Wann kann nach Ablauf der Entsendung eine neue Entsendung beantragt werden?
	14. Wie werden Entsendungen behandelt, die noch gemäß der Verordnung 1408/71  genehmigt wurden und begonnen haben? Werden diese Zeiträume auf die 24 Monate angerechnet, die gemäß der Verordnung 883/2004 zulässig sind?
	15. Aussetzung oder Unterbrechung des Entsendezeitraums
	16. Meldung von Veränderungen während des Entsendezeitraums
	17. Auskunftspflicht und Überprüfung der Rechtmäßigkeit von Entsendungen

	Teil II: Ausübung einer Tätigkeit in zwei oder mehr Mitgliedstaaten
	1. Welches System der sozialen Sicherheit gilt für Personen, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten arbeiten?
	2. Wann kann davon ausgegangen werden, dass eine Person gewöhnlich eine Beschäftigung in zwei oder mehr Mitgliedstaaten ausübt?
	3. Wie wird die „wesentliche Tätigkeit“ definiert?
	4. Wesentliche Tätigkeit und Arbeitnehmer im internationalen Verkehrswesen
	4.a. Wie sind seit dem 28. Juni 2012 die anwendbaren Rechtsvorschriften für die Flug- und Kabinenbesatzungsmitglieder zu bestimmen?
	5. Über welchen Zeitraum sollte sich die Beurteilung einer wesentlichen Tätigkeit erstrecken?
	6. Was sollte passieren, wenn sich die Arbeitseinsatzpläne oder Arbeitsbedingungen ändern?
	7. Wie wird der Unternehmenssitz/Wohnsitz des Arbeitgebers festgestellt?
	8. Welche Verfahren müssen Personen einhalten, wenn sie in zwei oder mehr Mitgliedstaaten einer Tätigkeit nachgehen?
	9. Wie werden Selbstständige behandelt, die gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten selbstständig tätig sind?
	10. Wann kann davon ausgegangen werden, dass eine Person gewöhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine selbstständige Erwerbstätigkeit ausübt?
	11. Wie wird der wesentliche Teil der selbstständigen Tätigkeit definiert?
	12. Welches Verfahren ist von Selbstständigen einzuhalten, wenn sie in zwei oder mehr Mitgliedstaaten tätig sind?
	13. Welche Kriterien gelten bei der Feststellung, wo sich der Mittelpunkt der Tätigkeiten befindet?
	14. Wie stellt sich der Sachverhalt bei Personen dar, die in unterschiedlichen Mitgliedstaaten eine Beschäftigung und eine selbstständige Tätigkeit ausüben?

	Teil III: Bestimmung des Wohnorts
	1. In welchen Fällen spielt der „Wohnort“ einer Person nach der Verordnung 883/2004 eine Rolle?
	2. Wie ist der Begriff „Wohnort“ definiert?
	3. Kriterien für die Bestimmung des Wohnortes
	4. Einige Beispiele, bei denen die Bestimmung des Wohnortes mit Schwierigkeiten verbunden sein kann
	4.1. Grenzgänger
	4.2. Saisonarbeitnehmer
	4.3. Entsandte Arbeitnehmer (A)
	4.4. Entsandte Arbeitnehmer (B)
	4.5. Studierende (A)
	4.6. Studierende (B)
	4.7. Rentner (A)
	4.8. Rentner (B)
	4.9. Nicht erwerbstätige, sehr mobile Personen (A)
	4.10. Nicht erwerbstätige, sehr mobile Personen (B)


	Teil IV: Übergangsbestimmungen
	1. Bestehen besondere Regelungen, wenn bereits eine Entscheidung über die anwendbaren Rechtsvorschriften gemäß der Verordnung 1408/71 oder vor dem 28. Juni 2012 gemäß der Verordnung 883/2004 ergangen ist?
	2. Ab welchem Stichtag gelten die anwendbaren Rechtsvorschriften, wenn eine Person, auf die die Übergangsvereinbarungen Anwendung finden, die Beurteilung nach den neuen Vorschriften der Verordnung 883/2004 beantragt?


